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Ein Verband mit starker Stimme
VOS begeht ihr 70-jähriges Bestehen

Aufrecht und zuverlässig
Harald Möller verstorben
Mit tiefer Trauer vernahm die VOS 
die Nachricht vom Tod des Vorsit-
zenden des Bautzenkomitees Ha-
rald Möller, der im Dezember 2019 
von uns gegangen ist. Die VOS und 
alle Opferverbände verlieren mit 
ihm einen aufrechten Kameraden, 
der sich für den Zusammenhalt al-
ler Betroffenen ebenso wie für die 
Aufarbeitung und das Gedenken an 
das Unrecht der kommunistischen
Diktatur eingesetzt hat. 

Kamerad Möller war als Mensch 
ebenso beliebt wie er auch als Ver-
treter einer großen Gruppe von Op-
fern bei den Politikerinnen und Po-
litikern unsere Interessen vertreten 
sich stets für die Belange und 
Rechte der ehemaligen politischen
Häftlinge eingesetzt hat.

Kamerad Harald Möller wird uns 
allen unlöschbar in Erinnerung 
bleiben. Lesen die Nachrufe von 
Dr. Nancy Aris und dem Bundes-
vorstand der VOS im Innenteil die-
ser Ausgabe. H. Diederich

In diesem Frühjahr begehen wir als 
Verband einen bemerkenswerten 
Jahrestag: Die Vereinigung der Op-
fer des Stalinismus besteht 70 Jah-
re. Dies ist ein Erfolg, auf den wir 
mit großem Stolz verweisen kön-
nen und den wir in Würde und mit 
Freude an zentraler Stelle in Berlin 
begehen werden. Hier, in der alten 
und neuen Hauptstadt Deutsch-
lands, wurde der Verband im Jahr 
1950 mitten in der Auseinanderset-
zung zwischen einer im Aufbau be-
findlichen demokratischen Repub-
lik und dem gleichzeitig erstarken-
den und erschreckend expandieren-
den kommunistischen Ungeheuer 
geboren. Es war zum einen die 
existenzielle Not ehemaliger Häft-
linge der Sowjets und der gerade 
gegründeten DDR, die die Opfer zu
diesem Schritt veranlasste. Zum 
anderen wollten die Betroffenen 
nicht zulassen, dass das Unrecht 
der kommunistischen Diktatur auch 
noch auf den westlichen Teil 
Deutschlands und auf Europa über-
greift. Kaum jemand kann sich heu-
te vorstellen, unter welch schweren 
Bedingungen der Verband entstan-
den ist, wie sich gewisse Kräfte auf 
beiden Seiten der neu entstandenen 
Grenze gegen die Entstehung einer
Instanz aufbäumten, die politisch 
gesehen nur bedingt in die Land-
schaft passte, weil sie offen und 
unerschrocken mit der Wahrheit 
umging und für Eintragungen in die 
Geschichtsbücher sorgte, die vom 
Mitte-Linke-Spektrum auch heute 
gern gelöscht würden. Nicht um-
sonst – dies stellte sich nach dem 
Mauerfall und dem Zugang zu den 

MfS-Akten heraus – wurde der 
Operative Vorgang, mit dem die 
VOS ausspioniert wurde, mit dem 
bezeichnenden Titel „Pest“ verse-
hen. Allein aus dieser Haltung wird 
klar, wie sehr der Verband gehasst, 
aber noch mehr gefürchtet wurde.
Inwieweit durch das MfS gegen 
einzelne Mitglieder heimtückisch 
vorgegangen wurde, lässt sich nicht 
umfassend feststellen, dafür sind 
die Aktenbestände gerade noch 
rechtzeitig bereinigt worden. Doch
der frühe und oft mysteriöse Tod 
einer Reihe von VOS-Mitgliedern 
und anderen „Feinden“ ist Mah-
nung und Hinweis in einem.

Anlässlich des 50-jährigen Beste-
hens der VOS wurde zur Geschich-
te des Verbandes eine Festschrift 
vorgelegt, in der man einen gelun-
genen Rückblick auf das Entstehen, 
viele wichtige Kameradinnen und 
Kameraden wie auch über das Wir-
ken finden kann. Der Verband hat 
sich inzwischen weiter entwickelt, 
vom damaligen Vorstand ist nie-
mand mehr am Leben und viele 
Mitglieder der ersten Generation, 
die der Verfasser befragt hat, sind 
verstorben. Trotzdem ist diese 
Festschrift ein besonderes Doku-
ment, das gerade im aktuellen 
Rückblick hohen dokumentarischen 
und zeitgeschichtlichen Wert hat.
Damals ließen es sich neben dem 
Bundespräsidenten und dem Kanz-
ler viele namhafte Politiker und 
Wegbegleiter nicht nehmen, ein 
Grußwort zu schreiben und damit 
ihr Bekenntnis zum Kampf gegen 
Unrecht und für die Demokratie 
abzugeben. B. Thonn
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Der 9. Februar des Jahres 1950 ist
der Gründungstag der Vereinigung 
der Opfer des Stalinismus, einer 
Gemeinschaft ehemaliger politi-
scher Häftlinge des kommunisti-
schen Regimes. Es sind nunmehr 
70 Jahre, in denen der Verband be-
steht. Im April findet die Gedenk-
feier statt, bei der es das Wirken 
des Verbandes und seine histori-
sche Rolle in den Zeiten des Kal-
ten Krieges zu würdigen gilt. Die 
Vorstandsmitglieder, aber auch al-
le einzelnen Kameradinnen und 
Kameraden haben viel geleistet, 
was nicht heißt, dass fortan keine 
Aufgaben zu lösen sind. Wir haben 
zwar im November die lange 
schon angestrebte Erhöhung der 
Besonderen Zuwendung bekom-
men, doch es stehen weitere offene 
Fragen im Raum. Das Thema 
Zwangsarbeit in der Haft und de-
ren Entschädigung gehört für mich 
unmittelbar dazu. Ich selbst bin 
durch die derzeit sehr drastisch ge-
führte Umweltdebatte darauf ge-
stoßen worden, nachdem mich 
diesbezüglich der Mut nach Erneu-
erung unserer Forderungen beina-
he verlassen hatte. Auslöser war 
der Beschluss zum Ausbau und zur 
Rekonstruktion des Schienennetzes 
der Bundesbahn. Dem Unterneh-
men Deutscher Bundestag werden 
hierfür schwindelnd hohe Milliar-
densummen zur Verfügung ge-
stellt, die aus dem Haushalt kom-
men und aus Steuergeldern finan-
ziert werden. Ich will an dieser 
Stelle nicht anzweifeln, ob wir 
ausgerechnet über diese hohe In-
vestition zu den geforderten CO-2-
Einsparungen kommen. Ich habe 
lediglich kein Vertrauen in das Un-
ternehmen Bundesbahn und vor al-
lem nicht in deren Führungskräfte. 
Wir diskutieren schon lange über 
die Ausbeutung politischer Häft-
linge dieses Unternehmens in der 
DDR. Die damalige Deutsche 
Reichsbahn, die nach der Wieder-
vereinigung von der Deutschen 
Bundesbahn „geschluckt“ wurde, 
hat im Zuchthaus Brandenburg ei-
nen Betriebsteil unterhalten, in 
dem die Häftlinge Knochenarbeit 
leisten mussten. Dies ist durch eine 
Studie, die wir vor einigen Jahren 
auch in der Freiheitsglocke vorge-
stellt haben, belegt. Dem Unter-
nehmen Bundesbahn ist die Studie 

bekannt. Man hat sich nach deren 
Veröffentlichung unbeholfen dis-
tanziert geäußert. Mehr nicht, nicht 
ein Gedanke und nicht ein Wort 
über Wiedergutmachungsabsich-
ten. Aus Sicht von uns Betroffenen 
ist das nicht einfach ein morali-
sches Fehlverhalten, sondern ganz 
einfach eine Schande. Es mag sein, 
dass wir als Opfer und einstige Ar-
beitssklaven solcher Großfirmen –
es geht nicht nur um die Bahn AG!
– diese Meinung allein vertreten,
aber wir halten es für unverant-
wortlich, eben dieser Bundesbahn 
nun Milliardenbeträge anzuver-
trauen, solange sie sich nicht ihrer 
moralischen Schuld und den finan-
ziellen Schulden entledigt. 

Auf ein  
Wort des  

Redakteurs 
Was mich weiter bewegt, ist die 
aktuelle Regelung zur Gewährung 
der Opferrente. Wir haben erreicht, 
dass das sogenannte Halbjahresli-
mit an Haftzeit auf die Hälfte re-
duziert wurde und somit mehreren 
hundert ehemalige Häftlingen den 
Zugang zur Opferrente ermöglicht. 
Das ist ein großer Schritt, denn das 
Leid und die Traumatisierung sind 
nicht unbedingt von der Länge der 
Haftzeit bestimmt. Bekanntlich 
gibt es genug zerstörte Lebensläufe 
bei Menschen, die von der Stasi 
nicht inhaftiert waren. Meine Emp-
fehlung wäre daher, dass man zu-
mindest die Durchsetzung von 
Einzelfallprüfungen erreicht. Soll 
heißen, dass auch ehemalige politi-
sche Häftlinge mit Haftzeiten von 
weniger als drei Monaten im be-
gründeten Fall eine Opferrente er-
halten können. Für mich ist es ein 
Gebot, dass wir solidarisch mitei-
nander umgehen und gegenseitig 
des anderen Vita und sein Schick-
sal respektieren und uns füreinan-
der einsetzen. Eine solche Erweite-
rung des Berechtigten-Kreises 
würde gewiss kein Loch in den 
Staatshaushalt reißen, zumal, wie 
wir in unserem Sterberegister se-
hen können, die Zahl der Empfän-
ger monatlich abnimmt. 

Nun zum zweiten wichtigen Da-
tum der VOS. Es steht nicht nur 
das 70er Jubiläum an, sondern es 

findet auch die nächste General-
versammlung statt, bei der es einen 
neuen Bundesvorstand zu wählen 
gilt. Mir sind inzwischen die Na-
men mehrerer Kandidat*innen be-
kannt geworden, die ich mir je-
weils gut in der Führungsposition 
vorstellen kann. Ich möchte diese 
jedoch nicht in der Freiheitsglocke 
nennen, womöglich überlegt es 
sich der eine oder andere doch 
noch oder es hat sich jemand im 
Stillen eine Bewerbung vorbehal-
ten. Ich möchte jedoch ganz deut-
lich darauf hinweisen, dass wir als 
starker Verband nicht wieder einen 
Ausfall erleben wollen. In der letz-
ten und der vorletzten Periode 
sind, wenn auch aus unterschiedli-
chen Gründen, die gewählten Vor-
sitzenden kurze Zeit nach der Ge-
neralversammlung ausgefallen, 
und die VOS war ohne offizielle 
Führung. Natürlich, wir sind den-
noch nach außen präsent gewesen 
und haben – wie man beim Einsatz 
im Fall Hubertus Knabe sehen 
konnte – unsere Arbeit gemacht. 
Aber für den Zusammenhalt des 
Verbandes und für die formellen 
Vorgänge ist auf Dauer ein amtie-
render Bundesvorstand unentbehr-
lich. Wer sich also mit dem Ge-
danken einer Kandidatur trägt, 
sollte sich im Voraus darüber klar 
sein, dass er (oder sie) nicht nur 
einmal im Jahr, sondern sehr häu-
fig, in Berlin zu erscheinen hat und 
er (oder sie) möglichst häufig bei 
unseren Politikern vorstellig wer-
den sollte. Es ist abzusehen, dass 
die Große Koalition (nun doch) bis 
zu ihrem Ende bestehen und nach 
den Sommerferien der Wahlkampf 
eingeläutet wird. Das heißt, wer 
etwas für sich und andere errei-
chen will, dem obliegt es, bei den 
Parteien vorstellig zu werden. Und 
das kann in erster Linie ein von 
uns allen legitimierter Vorsitzen-
der. Ich erinnere daran, dass wir 
den Bundesparteien vor Jahren 
selbst entworfene Wahlprüfsteine 
mit unseren Anliegen vorgelegt 
haben und darauf auch Antworten 
bekamen. Auch damit muss sich 
ein Bundesvorstand befassen. Die-
se Aufgaben sind nicht leicht zu 
bewältigen, sie sind aber auch 
nicht unlösbar.

Bis zur nächsten Ausgabe
Ihr Alexander Richter
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In dieser Ausgabe: Die VOS hat am 9. Februar 2020 ihr 
70-jähriges Bestehen begangen. Ein (fast) unvergleichliches Ereignis
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Unser Motto lautet: Wer 70 ist, soll auch 80 werden (mindestens)!
Danke all den großzügigen Spendern für die VOS.

Christel Haustein Heinz Bemme, Günther Müller, Mar-
tina und Uwe Rutkowski, Hede Ehrlich, Günter Uhlig, 
Ingeborg Gericke, Gotthard Rammer, Karla und Dieter 
Bachmann, Hartmut Trapp, Heinz Thiele, Dr. Christian 
Dittmar May, Werner Fischer, Alexander Richter, Dr. 
Hans Günter Rein, Monika und Volkmar Christner, Pe-
ter Schneeweiß, Michael Faber, Herbert Thomas, 
Heinz-Jürgen Müller, Dr. Eberhard Kempf, Eckhard 
Mensebach, Hermine und Reinhold Irimi, Christoph 
Becke, Ingrid Arena, Eckhard Weiner, Erich Marzahn, 
Hans Steffen, Karl-Heinz Ossenkop, Helge Olver-
mann, Bernhard Buhr, Wiegand Dannemann, Dr. Hel-
mut Schulze, Reinhard Maier, Fritz Schaarschmidt, Ul-
rich Seidel, Gotthilf Sternberg, Roland Ermer, Gerd 
Lindner, Friedrich Radochla, Horst Menzel, Eberhard 
Lindner, Horst Wagner, Manfred Wiese, Sven Rühl-
mann, Rudolf Jost, Reiner Limbach, Jürgen Kurt Wen-
zel, Dieter Müller, Holger Coors, Detlef Watzlaweck, 
Bruno Niedzwetzki, Fredi Wietzoreck, Karl-Heinz von 

Polheim, Eberhard Pohl, Dorothea Harder, Hans Stein, 
Peter Ruck, Renate und Rolf Persich, Liane-Angelika 
Scharnewski, Henry Sobora, Karl-Heinz Ruhnau, Ru-
dolf Ritter, Wolfgang Altmann, Günter Schünemann, 
Barbara und Harald Beständig, Klaus Feibig, Walter 
Schrader, Roland Fiedler, Hans Winkelmann, Günter 
Steinrücken, Erdmute und Dr. Walter Weller, Horst 
Radtke, Wolfgang Neuhaus, Marcel Lehnhardt, 
Eckehard Richter, Bernd Westphal, Horst Ahrens, 
Helmut Günther, Ernst Levin, Friderun und Egon Seel, 
Gabriele und Udo Heideklang, Erika Herbrich, Wal-
traud Ewert, Klaus Poch, Dr. Georg Steinhagen, Gün-
ther Müller, Gerd Berlin, Paul Radicke, Hans-Joachim 
Markgraf, Christoph Glaser, Erwin Kujadt, Helmut 
Schlönvoigt, Helmut Klötzner, Reinhard Golde, Chris-
ta und Bernd Pieper.
Für die nächste Ausgabe geplante Beiträge:
Zeitzeugen-Auftritt(e) von Peter Hippe in Düren, 
Buchbesprechung Markus Meckel „Erinnerungen“.
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Ein Vorposten der Freiheit
Gratulation an Gustav Rust zum 80. Geburtstag
Man weiß nicht, ob am 18. Januar in Berlin in 
der Nähe des Reichstags die Sektkorken ge-
knallt haben oder ob jener Jubilar, der an diesem 
Tag seinen 80. Geburtstag beging, besser eine 
Tasse Kamillentee aus der Thermosflasche ge-
nossen hat. 

Die Rede ist von Gustav Rust, unserem Urge-
stein der zweiten VOS-Generation, der seit 
Jahrzehnten seitlich des Reichstagsgebäudes 
seinen Bücher- und Gedenkstand betreibt, der 
auch dafür sorgt, dass die Kreuze zu Ehren der 
Maueropfer ihren Platz behalten und immer mal 
wieder Kränze und Gebinde auslegt.

Die Berliner VOS-Gruppe wäre ohne Gustav 
Rust ebenso undenkbar wie der erwähnte Platz 
am Reichstag. Die langen Jahre, die er in der 
DDR in der Haft zugebracht hat, haben ihn nicht 
zermürben können, wiewohl er durch seine di-
rekte, vom Berliner Dialekt gefärbte Art mehr 
als einmal Aufsehen erregt hat. Dass er sich 
damit nicht nur Freunde gemacht hat, musste er 
mehr als einmal erfahren. Trotzdem ist er einer 
jener Kameraden, auf die Verlass ist und die an-
deren Opfern bedingungslos beistehen.

Die Leser der Freiheitsglocke kennen ihn 
durch seine Bücher und die Berichte über seine 
Aktionen, mit denen er fast immer Aufmerk-
samkeit erzeugte. 

Seit Kamerad Gustav Rust das Internet entdeckt 
hat, ist er auch dort oft genug anzutreffen, so 
dass man Einiges über seine Aktivitäten und
Veröffentlichungen erfahren kann. 

Lieber Gustav, zu deinem 80. Geburtstag die 
allerbesten Glückwünsche. Die VOS baut auch 
künftig auf dich und die Freiheitsglocke ist wei-
terhin für dich da. A. Richter

Schwere Jahre bis zur Flucht
Gisela Härtel aus NRW hatte ihren 90. Geburtstag
Bereits im vorigen Jahr, am 20. November 2019, 
durfte Gisela Härtel als zweitälteste Kameradin 
aus der VOS-Bezirksgruppe Rhein-Ruhr ihren 
90. Geburtstage begehen. Zu diesem erfreulichen 
Anlass gratulieren sowohl die Mitglieder ihrer 
Gruppe wie auch der Bundesvorstand, der Bun-
desgeschäftsführer und der Redakteur.

Gisela Härtel, geborene Reimer hatte in den 
1950er Jahren das „große Verbrechen“ began-
gen, den West-Berliner Feindsender RIAS mit 
gewissen Informationen zu versorgen, worauf 
die Sicherheitsorgane der DDR einen besonders 
wachsamen Blick hatten und dies mit harten 
Strafen ahndeten. Allerdings erfuhr Kameradin 
Härtel erst vor Gericht, dass sie nach dem dama-
ligen Artikel 6 KD wegen Spionage angeklagt 
war. Ihr wurde vorgeworfen, dass sie den ame-
rikanischen „Kriegsbrandstiftern“ wichtige In-
formationen geliefert hätte, die geeignet wären, 
einen neuen Krieg anzuzetteln. Als der Staats-
anwalt zum Ende der Gerichtsverhandlung für 
sie ein Strafmaß von acht Jahren forderte, lachte 
sie vor Fassungslosigkeit laut auf. Das Gericht 
nahm diese Respektlosigkeit zum Anlass, dem 
Antrag zu folgen und verhängte am 2. Januar 
1952 die volle Strafe, wobei nicht einmal die U-
Haft angerechnet wurde.

Im Strafvollzug war Gisela Härtel zunächst 
streng isoliert, erst ab 1954 wurde sie zur Arbeit
herangezogen und musste aus alten Regenmän-
teln Gummischürzen nähen. Durch heimliche 
Kontaktaufnahme per Kassiber lernte sie wäh-
rend der Haft ihren späteren Ehemann Horst 
kennen, der leider im Jahr 2007 verstorben ist.

Am 11. Mai 1956 wendete sich das Schicksal 
für Gisela Härtel. Sie wurde völlig unvorbereitet 
mit anderen weiblichen Häftlingen per LKW in 
die StVA Halle verbracht. Es dauerte mehrere 
Monate, ehe sie am 15. September 1956 – eben-
falls ohne Vorankündigung – in eine Einzelzelle 
verlegt und dann für sie selbst völlig überra-
schend aus der Haft entlassen wurde und noch 
an diesem Tag auf einmal ihrer Mutter gegen-
überstand. Lange blieb Kameradin Härtel da-
nach nicht mehr in der DDR. Vier Wochen nach 
der Haftentlassung floh sie in den Westen, wo 
sie gemeinsam mit ihren späteren Schwiegerel-
tern auf ihren Mann wartete und noch im selben 
Jahr in die VOS eintrat. Horst Härtel wurde 
1957 entlassen und folgte ihr sofort nach. 

Gisela Härtel ist eine beliebte und geachtete 
Kameradin, der wir weiterhin Lebenskraft und 
Optimismus wünschen. Herbert Kühn / Fg
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Aufarbeitung und Wissensvermittlung waren ihm besonders wichtig
Ein Nachruf auf den ehemaligen Vorsitzenden des Bautzen-Komitees Harald Möller, der Anfang 
Dezember 2019 im Alter von 91 Jahren verstorben ist
Am 4. Dezember 2019 verstarb 
Harald Möller, der langjährige 
Vorsitzende des Bautzen- Komi-
tees, im Alter von 91 Jahren. Ha-
rald Möller setzte sich die letzten 
60 Jahre dafür ein, an SED-
Unrecht zu erinnern, „aus Dank-
barkeit gegenüber Altbundes-
kanzler Adenauer, der 1955 u. a. 
die Senkung der Strafmaße für 
politische Häftlinge in der DDR 
erwirkt hatte.“ 

Harald Möller war einer von 
ihnen. Die Sowjets hatten den gebür-
tigen Thüringer 1948 wegen angeb-
licher Spionage zu zweimal 25 Jah-

ren Haft verurteilt. Es hatte gereicht, 
dass der Jugendliche, der unmittel-
bar an der Zonengrenze lebte, 
Freunde im Westen besuchte, dort-
hin zum Tanz ging, Zeitungen mit in 
den Osten brachte und Briefe zu 
Verwandten mit in den Westen 
nahm. 

Harald Möller kam ins „Gelbe 
Elend“ nach Bautzen, wo er unter 
unvorstellbaren Bedingungen dahin-
vegetierte und dem Tod von der 
Schippe sprang. An offener Tbc er-
krankt, lag er in einer Baracke der 
Totgeweihten, sich selbst überlassen, 
weil die Russen Angst hatten sich 
anzustecken. 

Dort erlebte er auch den Hunger-
streik und den Häftlingsaufstand im 

März 1950. Es war die Solidarität, 
die ihn überleben ließ, die Ärzte un-
ter den Gefangenen, die mit primi-
tivsten Mitteln halfen. 

Nach acht Jahren kam die Entlas-
sung, doch auch der Neuanfang in 
Westdeutschland war steinig. We-
gen der Haftjahre wurde er nicht 
zum Studium zugelassen, die Ver-
waltungen halfen nur mäßig. 
Schließlich schaffte er den Besuch 
einer Höheren Handelsschule und 
schlug eine Beamtenlaufbahn ein. 
Oft waren es alte Haftbekanntschaf-
ten, die ihm halfen, Fuß zu fassen. 
Auch deshalb war es ihm wichtig, 

gerade in der al-
ten Bundesre-
publik an das er-
littene Unrecht 
zu erinnern und 
eine öffentliche 
Würdigung der 
Opfer anzumah-
nen.

Den Mauerfall
im Jahr 1989
empfand er als 
Geschenk der 
Geschichte, das
es ihm ermög-
lichte, in seine 
Heimat und an 
den Ort seines 
Leids zurückzu-
kehren. 

Harald Möller 
engagierte sich 
für die Gedenk-
stätte Bautzen 
und für die Ge-

denkkapelle auf dem Karnickelberg. 
Lange Jahre war er Vorsitzender des 
Bautzen-Komitees, seit 2016 sein 
Ehrenvorsitzender. Er vertrat die Be-
lange der Opfer immer aufrichtig 
und würdig, egal ob in der Gremien-
arbeit oder bei öffentlichen Auftrit-
ten. 

Viele schätzten seinen klaren Blick 
und seine freundlich kommunikative 
Art. Harald Möller fand immer die 
richtigen Worte – das Unrecht klar 
benennend, aber nie in Verbitterung 
und Hass endend. 

Wichtig war ihm, die „ahnungslo-
se Jugend“ aufzuklären und die 
nachwachsenden Generationen an 
das Unrecht zu erinnern, um ihnen 
„solche schrecklichen Zeiten einer 

unmenschlichen Diktatur“ zu erspa-
ren. Mit über 80 Jahren betreute er 
noch die Facharbeit einer Schülerin 
und stand bis zuletzt als Zeitzeuge 
zur Verfügung. Aber auch der Kon-
takt zu ehemaligen Haftkameraden 
lag ihm am Herzen. Er spendete den 
Entmutigten Trost, gab Tipps und 
hatte immer ein offenes Ohr. 

Mit Harald Möller geht ein Grand-
seigneur der alten Kameraden. Die 
kritische DDR-Aufarbeitung verliert 
eine wichtige Stimme. Harald Möl-
ler war Wegbereiter, Mahner und 
Mitstreiter, der Bedeutendes geleis-
tet hat. Er wird uns fehlen. 

Wer mehr über die Biografie von 
Harald Möller erfahren möchte, 
dem sei das Porträt „Malenki – der 
Kleine“ aus dem Buch „Das lässt 
einen nicht mehr los, empfohlen.
Darin erinnern weitere Opfer poli-
tischer Gewalt an persönliche 
Schicksale und das Unrecht. 

Dr. Nancy Aris
Stellvertretende Landesbeauftragte

SÄCHS. LANDESBEAUF-
TRAGTER ZUR AUFARBEI-

TUNG DER SED- DIKTATUR

VOS trauert mit den 
Angehörigen und allen 
Kameraden
Rückblick auf viele Jahre 
VOS-Mitgliedschaft
In der VOS wurde die Nachricht 
vom Tod Harald Möllers mit gro-
ßer Trauer aufgenommen. Harald 
Möller war alle Zeit ein zuverläs-
siger, ehrlicher, humanistisch ge-
prägter Kamerad, der sich freund-
lich und zugewandt um die Opfer 
kümmerte und zu den Verbänden 
kameradschaftlichen Kontakt hielt.
Er war jederzeit ansprechbar und 
hilfsbereit und gab anderen Trost 
und Zuversicht, wenn sie dessen 
bedurften. Sein Einsatz für den Er-
halt einer ehrlichen Erinnerungs-
kultur hat bundesweit viel bewirkt. 
Er war oft genug Ansprechpartner 
für die Politiker und führte diese 
bei Gedenkveranstaltungen durch 
die Dokumentation (Archiv-Foto 
hier mit Siegmar Gabriel). Wir 
werden sein Gedenken bewahren 

VOS-Bundesvorstand, 
Bundesgeschäftsführer, Redakteur
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Heute wie damals: Die Gedanken sind frei
Die VOS beglückwünscht Dietrich Koch zur Verleihung des
Memory of Nations Award 2019 im tschechischen Prag

Noch im November vorigen Jahres 
wurde der Wissenschaftler und 
ehemalige politische Häftling Diet-
rich Koch (Deutschland) in Prag 
vom tschechischen Verein Post 
Bellum mit einer international hoch 
eingestuften Auszeichnung be-
dacht. Kamerad Koch, der in seiner 
aktiven Berufszeit als Physiker tä-
tig gewesen ist, erhielt die Aus-
zeichnung als einziger Deutscher 
neben einem 
Tschechen und drei 
weiteren Persön-
lichkeiten aus an-
deren Nachbarlän-
dern. Die Aus-
zeichnung wird für 
besondere Ver-
dienste im Nationa-
len Gedenken für 
den Einsatz für ein 
Leben in Freiheit 
und Würde verlie-
hen.

Dietrich Koch, 
1937 in Leipzig 
geboren und dort
bis 1968 als geach-
teter Physiker tätig, hatte sich ve-
hement gegen den Abriss der 
Leipziger Universitätskirche St. 
Pauli eingesetzt, mit der das Ul-
bricht-Regime ein Symbol alter 
christlicher Tradition und Kultur 
beseitigen ließ. Die SED wollte auf 
diese Weise ihrer Ideologie mehr 
Nachdruck verleihen und diejeni-
gen, die sich gegen eine Sprengung 
wehrten, in die Knie zwingen. So 
kam es nach langen, intensiven und 
vielfältigen Protesten am 30. Mai 
1968 zur Vernichtung eines goti-
schen Bauwerkes, das aus dem 13. 
Jahrhundert stammte und sogar die 
Bombardierungen des Zweiten 
Weltkrieges überstanden hatte.

Vor diesem Abriss hatten sich 
verantwortungsbewusste Bürger, zu 
denen auch der Wissenschaftler 
Dietrich Koch gehörte, gegen diese 
Maßnahme gestellt. Dies geschah 
vor allem mit der Präsentation ei-
nes Plakates, auf dem die Forde-
rung nach Erhalt des Bauwerkes zu 
lesen war. Kamerad Koch hatte in-
folgedessen Verfolgung, Inhaftie-
rung und die Einweisung in die 
Psychiatrie zu erdulden. Er verlor 

seine Arbeit und konnte erst 1972 
in die Bundesrepublik gelangen. 
Zuvor war ihm 1968 die Mitglied-
schaft an der Akademie der Wis-
senschaften in Leipzig aberkannt 
worden. Aus gesundheitlichen 
Gründen konnte Dietrich Koch 
nicht nach Prag reisen, um an der 
Preisverleihung teilzunehmen. Für 
ihn reiste sein Bruder Eckhard 
Koch nach Prag, wo im National-

theater jedoch 
ein Film mit 
dem Bericht 
von Dietrich 
Koch gezeigt 
wurde. 

Dietrich Koch 
hat viele Jahre 
im Zeitzeugen-
Projekt-
Mitglied NRW 
mitgearbeitet 
und ist im bun-
desweiten Zeit-
zeugen-Büro 
gelistet. Die 
Mitglieder des 
NRW-Projektes

sowie die wissenschaftlichen Mit-
arbeiter des IDF an der Ruhr-
Universität freuen sich mit ihm 
über die hohe Auszeichnung, sie 
sind stolz, einen solch geachteten 
Zeitzeugen in ihren Reihen zu ha-
ben. Die Geschichte des Protestes 
sowie der Haft- und Lebensge-
schichte von Dietrich Koch ist in 
der Sammlung „Fluchtpunkt 
NRW“, Hsg. Silke Koch und Frank 
Hoffmann (IDF/ Ruhr- Universi-
tät), spannend und eindrucksvoll 
aufgeführt. Eine weitere Buchver-
öffentlichung erschien unter dem 
Titel „Das Verhör“. Auch dieses 
Buch ist sehr lesenswert und in-
formativ. VOS und Freiheitsglocke 
schließen sich den Glückwünschen 
an und danken Dietrich Koch für 
seinen Mut und das entschlossene 
Handeln. 

Im Rahmen der Preisverleihung 
wurde den einzelnen Preisträgern je 
ein Musikwunsch gewährt. Für den 
deutschen Preisträger trug Vlasta 
Třešňák, Tochter des tschechischen 
Liedermachers und Regimekriti-
kers, das Lied „Die Gedanken sind 
frei“ vor. Valerie Bosse

Ein Plus in der Kasse
VOS-Finanzen in Ordnung
Turnusgemäß fand bereits im Mai 
2019 die Prüfung der Bundeskasse 
der VOS durch die Rechnungsprü-
fer Detlef von Dechend und Peter 
Hippe statt. Der Bericht mit dem 
Prüfergebnis wurde jetzt im De-
zember vorgelegt und darin ein gu-
tes Ergebnis der VOS-Finanzen be-
stätigt. So heißt es, dass alle Unter-
lagen vollständig vorhanden waren 
und übersichtlich geführt wurden,
und dies trotz der schweren Er-
krankung unseres Bundeschatz-
meisters Rainer Buchwald, dem an 
dieser Stelle unser ausdrücklicher 
Dank gebührt. 

Festgestellt wurde, dass es trotz 
des guten Finanzstandes und der 
gewissenhaften Beitragsüberwei-
sung immer noch säumige Mitglie-
der als Nichtzahler gibt. Diese wer-
den hiermit aufgefordert, ihrer 
Verpflichtung nachzukommen und 
die fehlenden Beiträge einzuzahlen. 
Es geht nicht an, dass fast alle Mit-
glieder ihren Verpflichtungen 
nachkommen und damit das Beste-
hen des Verbandes sichern, wäh-
rend andere dies nicht tun. 

Festgestellt wurde, dass unserem 
Verband zum Zeitpunkt der Über-
prüfung 1015 Mitglieder angehör-
ten. Im Jahr 2019 gab es einige 
Neubeitritte sowie auch einen 
Rückkehrer. Zu hoffen ist, dass 
durch die Herabsetzung des Haft-
zeitlimits bezüglich der Opferrente 
einige weitere ehemalige Häftlinge 
den Weg zu uns finden. 

In dem in den Unterlagen eben-
falls enthaltenen Prüfbericht der 
Stiftung Aufarbeitung heißt es in 
Bezug zum Zeitzeugenprojekt in 
NRW, dass es bei der Verwendung 
der Fördermittel keinerlei Bean-
standungen gegeben hat. Dadurch 
ist ersichtlich, dass der VOS-
Landesverband in NRW sehr ver-
antwortungsvoll und korrekt mit 
den öffentlichen Mitteln umgegan-
gen ist. Wer also im Jahr 2020 für 
die VOS spenden will, muss keine 
Bedenken haben, dass diese Mittel 
zweckentfremdet verwendet wer-
den könnten. Man weiß: jeder Euro 
ist willkommen. 

Für diese Prüfung reisten die 
Kameraden Hippe und von De-
chend eigens von NRW nach Ber-
lin an. B. Thonn
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Zitat:  
 

In schlimmster Weise ver-
geht man sich gegen das 
Recht des geschichtlich Ge-
gebenen, und überhaupt 
gegen jedes menschliche 
Recht, wenn man Völker-
schaften das Recht auf das 
Land, das sie bewohnen, in 
der Art nimmt, daß man sie 
zwingt, sich anderswo an-
zusiedeln. Daß sich die Sie-
germächte am Ende des 
zweiten Weltkrieges ent-
schlossen, vielen Hundert-
tausend Menschen dieses 
Schicksal, und dazu noch in 
der härtesteten Weise, auf-
zuerlegen, lässt ermessen, 
wie wenig sie sich ihrer ge-
stellten Aufgabe einer ge-
deihlichen und einigerma-
ßen gerechten Neuordnung 
der Dinge bewußt wurden.  
 

Albert Schweitzer am 4. 
November 1954 anlässlich 
der Entgegennahme des 
Nobel-Friedenspreises in 
Oslo. In „Das Problem des 
Friedens in der heutigen 
Welt“. C.H. Beck Verlag, 

Lücken aufgefüllt und mit Wahrheiten Legenden korrigiert
Der letzte Außenminister der DDR hält in Münster einen spannenden Geschichtsvortrag
Markus Meckel – der Name ist
zumindest allen geläufig, die sich 
an das (physische) Ende der DDR 
erinnern können und den Neuan-
fang in einem wieder geeinten 
Deutschland miterlebt haben. Me-
ckel war der letzte Außenminister 
der DDR, er gehörte zu den Oppo-
sitionellen, die sich dem Staat kon-
sequent verweigerten und sich auf 
nichts einließen, was dem Gewis-
sen widersprach. Folgerichtig 
nahm er in der DDR ein Theolo-
giestudium auf und wurde evange-
lischer Pfarrer. Welche wichtige 
Rolle die Kirche in der DDR als 
Schutz- und Vorbereitungsraum 
des breiten Widerstands spielte, ist 
inzwischen hinreichend bekannt. 
Dass sich dort Gesandte und frei-
willige 
Helfer des 
MfS und 
der SED 
eingenistet 
hatten, ist 
ebenfalls 
alles ande-
re als ein 
Geheim-
nis. Mar-
kus Me-
ckel selbst 
stand in 
der ersten 
Reihe der 
Bürger-
bewegten. 
Er gehörte 
zu den 
Gründern 
der SDP, 
die später 
in die SPD 
überging, 
und er war 
aktiv beteiligt, als nach dem Rück-
tritt des letzten SED-Oberen Egon 
Krenz vom Amt des Staatsratsvor-
sitzenden der Vertrag zum Beitritt 
der DDR in die Bundesrepublik 
Deutschland mit heißer Nadel ge-
strickt wurde. Als es zur Unter-
zeichnung des Einheitsvertrages 
ging, wurde er jedoch nicht mehr 
gebraucht, ebenso wie er sein Amt 
als Außenminister der DDR, das er
bis zum August 1990 bekleidet 
hatte, verlor. Immerhin durfte er 
noch fast zwanzig Jahre Bundes-
tagsabgeordneter bleiben. 

Dass Markus Meckel in den Jah-
ren des Zusammenbruchs der DDR 
und des Neuanfangs im geeinten 
Deutschland Erfahrungen und In-
formationen auf der politischen 
Ebene wie kaum ein zweiter sam-
meln konnte, ist daher keineswegs 
nur eine Nebenerscheinung. Me-
ckel hat heute die Kompetenz, über 
die Vorgänge vor allem hinter den 
Kulissen aufzuklären, er kann 
Wahrheit berichten und Lücken 
schließen. Mag sein, dass ihm in-
folge der von außen verursachten 
Beendigung seiner politischen 
Karriere eine gewisse Unzuläng-
lichkeit andichtet wurde, so ist er 
vielmehr ein hoch zu schätzender 
Zeitzeuge, der ein ausgewähltes 
und geschichtsinteressiertes Publi-

kum anzuzie-
hen vermag, 
so wie das am 
16. Januar im 
westfälischen 
Münster im 
dortigen Treff 
des Stadtthea-
ters geschah. 
Auf Einla-
dung des In-
stituts für 
Deutschland-
forschung der 
Ruhr-
Universität 
Bochum refe-
rierte er in der 
Veranstal-
tungsfolge 
zum Demo-
kratie-
Diskurs, zu 
dem an ande-
rer Stelle noch 

weitere Per-
sönlichkeiten aus Ostdeutschland, 
die 1989 die Friedliche Revolution 
mitgestaltet haben, reden werden. 

Unter dem Motto „Lernen von 
1989!“ trug Meckel sein Insider-
wissen aus der Zeit des Umbruchs 
vor, wobei der Vortrag durch ein
Referat von Professor Dr. Thomas 
Großbölting, Zeithistoriker an der 
Uni Münster, profund ergänzt 
wurde. Moderiert und begleitet 
wurde die im Anschluss an die Re-
ferate stattfindende Diskussion von
Dr. Silke Flegel und Dr. Frank 
Hoffmann des vorgenannten Insti-

tuts für Deutschlandforschung,
zwei Wissenschaftler, die auch am 
Zeitzeugen-Projekt der VOS NRW 
entscheidenden Anteil haben. 

Was machte nun die Bedeutung 
des Referats und der Diskussion 
aus? Es waren nicht nur die De-
tails, mit denen Meckel aufwarten 
konnte, sondern es gab Informati-
onen von grundlegender Art. Dazu 
gehörte der Hinweis auf das feh-
lende Wissen insonderheit der Ju-
gendlichen der DDR über die Ver-
treibung und die Neuordnung der 
Staatsterritorien nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Die DDR-Propaganda 
tat – vornehmlich auf Geheiß der
Moskauer Kreml-Führung – be-
kanntlich alles dafür, die Wahrheit 
über das dauerhafte Vordringen 
der Sowjets bis nach Mitteleuropa 
und die Festlegung der Oder-
Neiße-Linie als neue Ostgrenze 
Deutschlands nicht nur zu verfesti-
gen. nächste Seite oben
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von voriger Seite unten
Sie bekämpfte auch unter dem 
Schlagwort Revanchismus jede 
Regung, die am Unrecht oder zu-
mindest der Fragwürdigkeit dieser 
Maßnahme kratzte. Meckel stellte
heraus, dass es in der DDR auch 
nicht den Begriff Vertriebene gab, 
sondern dass man lediglich von 
Umsiedlern sprach. Dies ist inzwi-
schen vielen nicht mehr bekannt.

Ein Thema, über das Meckel wie 
wenige andere informiert ist, ist 
die Zeitspanne zwischen Mauerfall 
und Einigungsdatum 3. Oktober 
1990. Meckel machte klar, dass es 
nach dem Mauerfall fast im Eil-
tempo auf die Einheit bzw. den 
Beitritt der DDR zur Bundesrepub-
lik zu ging. Es mag ganz eindeutig 
die Intensität der Bemühungen des 
damaligen Kanzlers Helmut Kohl 
gewesen sein, der im November 
1989 die Chance auf ein bis dahin 
kaum möglich scheinendes geein-
tes Deutschland erkannte und sei-
nen Willen bei Generalsekretär 
Gorbatschow mit mancherlei Ver-
sprechungen durchsetzte, so kon-
statierte Meckel andererseits, dass 
der Drang zu einer schnellen Wie-
dervereinigung von der DDR- Be-
völkerung selbst ausging. Was zu-
nächst hinter dem großen State-
ment „Wir sind das Volk“ durch 
die Straßenschluchten hallte, wan-
delte sich bald schon in das eigent-
liche Bekenntnis um: „Wir sind ein 
Volk“.

Man darf sich wünschen, dass 
die vielen Details, die in das Bild 
einer komplexen Aufarbeitung ge-
hören, vielmehr Gehör finden und 
Markus Meckel auch seitens der 
Medien mehr Berücksichtigung 
findet. Oberflächliche und rein 
emotional geprägte „Wende- Sto-
rys“ gibt es inzwischen genug. 
Ebenso wünschenswert wäre es, 
wenn auch Zeitzeugen zu Wort 
kommen, die in der Mitte des 
DDR-Alltags ihren Platz hatten 
und unspektakulär authentische, 
aber von einer anderen Ebene als 
Meckel berichten können. 

Verwiesen sei nicht zuletzt auf 
Meckels jüngst in Buchform er-
schienene Erinnerungen (Foto Sei-
te 7), die sowohl für die Interes-
sierten in Ost- wie in Westdeutsch-
land eine Wissensbereicherung 
darstellen. Eine Besprechung des 
Buches in der Fg ist vorgesehen. 

Tom Haltern

der gastkommentar 
 

 

Blickpunkt Thüringen
Der Neuanfang als Abgesang?
Das hat gesessen: Bodo Ramelow, 
der sich im Bundesland Thüringen 
bereits als Ministerpräsident der 
nächsten fünf Jahre hat feiern las-
sen, wurde nicht wiedergewählt. 
Der Aufschrei, der in derselben 
Minute der Verkündung des Ab-
stimmungsergebnisses durch das 
ganze Land hallte, wird noch lange 
zu hören sein. Ebenso wird es lan-
ge Diskussionen geben, die die Er-
gebnisse des 5. Februars 2020 und 
der darauf folgenden turbulenten 
Tage verdammen. Auch das Bild 
der Abgeordneten der Linken, die
zutiefst eingeschnappt ein Blu-
mengebinde vor Kemmerichs Füße 
warf, wird in Erinnerung bleiben,
wiewohl es die Medien – offenbar 
mit Berechnung kaum zeigten.

Für die Opfer von SBZ und DDR 
zählte zunächst die Tatsache, dass 
eine Regierung unter der Linken,
die nach wie vor mit dem Geruch 
der SED-Junta behaftet ist, nicht 
stattfinden sollte. 

Kaum beachtet wurden bei den
anschließenden Verteuflungen von 
Kemmerich und Co zwei Erkennt-
nisse. Erstens ist offenbar gewor-
den, dass sich die Spitze der CDU
offenbar längst auf einen Minister-
präsident Ramelow eingestellt hat-
te, was die Frage aufwirft, ob sie 
künftig weiter auf die Linke zu-
geht. Der zweite Fakt: Die CDU-
Führung hat ihrer Partei mittler-
weile derart schlechte Umfrage-
werte verschafft, dass auch die
Landesverbände darunter zu leiden 
haben. Der Stimmenverlust bei der 
Wahl im Oktober 2019 geht weni-
ger auf den Kandidaten Mohring 
als vielmehr auf den schlechten 
Stand der Bundes-CDU zurück. 
Dass nun Frau Merkel und Frau 
Kramp-Karrenbauer gegen ihren 
Parteikollegen Mohring Front 
machten, war und ist wahrlich kein 
guter Stil. Sie sollten auch einmal
auf sich selbst schauen.

Nun ist zu erwarten, dass die 
Linken bei einer Neuwahl ein tri-
umphales Ergebnis einfahren wer-
den. Bescheiden wird es hingegen 
für die CDU – und für die SPD 
sowieso – werden. Man darf ge-
spannt sein, wem die Kanzlerin 
dann den Schwarzen Peter zu-
schanzt.       Paul E. Thiesreuther

Sie war eine hundert-
prozentige VOSlerin
Unser Verband trauert um 
Melanie Kollatzsch, die im 
Dezember verstorben ist
Im Alter von 92 Jahren verstarb 
am 26. Dezember 2019 Melanie 
Kollatzsch. Ihre tragische und zu-
gleich von Optimismus gezeichne-
te Lebensgeschichte ist ausführlich 
in der Zeitzeugen-Hörfunk- Biblio-
thek des Senders WDR 5 nachzu-
hören. Das ist gut und wichtig, 
denn das, was Melanie Kollatzsch 
zwei Jahre nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges widerfahren ist, was 
ihr auch durch die Haft angetan 
wurde, das ist eine Erfahrung, von 
der heute nicht mehr viele Men-
schen etwas wissen wollen. 

Als blutjunge, bildhübsche Frau
wurde sie 1947 wegen der Bekannt-
schaft zu einem Engländer verhaftet 
und zu 25 Jahren Haft verurteilt,
von denen sie 15 Jahre, 5 Monate 
und 11 Tage verbüßte. Was sie u. a.
in den Lager Sachsenhausen, Tor-
gau, Waldheim erfahren musste, 
wie sie nach der Entlassung aus der 
Haft weiter durch die Behörden und 
Organe erniedrigt wurde, das mach-
te ihr Leben schlimmer und trauri-
ger als das vieler anderer entlasse-
ner Häftlinge. Kaum Privatsphäre, 
immer noch Überwachung und kei-
ne berufliche Perspektive, das war 
ihr Schicksal, bis im Jahr 1989 die 
Mauer fiel und sie in ein freundli-
cheres Leben finden und sich auch 
der VOS anschließen konnte.

Noch zu ihrem 92. Geburtstag 
erhielt sie von ihren Magdeburger 
Kameraden einen Überraschungs-
besuch. Sie wird auf immer einen 
Platz in unseren Herzen behalten.

Hugo Diederich
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Unzureichende Wür-
digung der Opfer
Symbolische Mahnwache ist 
sinnvoll und dankenswert
Immer wieder wird das Geden-
ken der Stalinismus-Opfer durch 
Ignoranz oder respektloses Vor-
gehen entwürdigt oder willkür-
lich beschmutzt. Umso dankens-
werter ist es, wenn es verantwor-
tungsbewusste Kameradinnen 
und Kameraden gibt, die ihre 
Freizeit opfern und für die Pfle-
ge und den Schutz solcher Plätze 
sorgen:

Danke für den Einsatz am 12. 
Januar 2020 in der Gedenkstätte in 
Berlin. Seit 2006 wird hier der vie-
len Opfer des Stalinismus gedacht. 
Wie in jedem Jahr verweigerten 
auch in diesmal einige führende 
Linken-Politiker*innen diese Wür-
digung und stellten sich damit jeg-
licher Einsicht entgegen,

Oft wurde der Gedenkstein für 
die Opfer des Stalinismus vor und 
während solcher Veranstaltungen 
von uneinsichtigen Linksextremen 
beschädigt und den Toten und den 
noch Lebenden ihre Würde ge-
nommen. Umso wichtiger ist es, 
dass auch heute überlebende Opfer 
des SED-Regimes oder deren 
Nachfahren symbolische Mahnwa-
che vor diesem und anderen Ge-
denksteinen halten.

Unser Dank gebührt diesen Men-
schen und ganz besonders Akki 
Lietsche aus Berlin, der in selbst-
loser Eigeninitiative den hier ab-
gebildeten, inzwischen verwitter-
ten Stein restaurierte.

Hartmut Richter (Text u. Foto)
(Quelle: facebook, 12.01.2020)

Verbrennt sich die 
„Rote Sonne“ selbst?
Wahlen in Taiwan bestätigen 
Ablehnung der Diktatur
Chinas politischer Kurs verliert an 
Realitätssinn. Nachdem der stür-
mische Herbst des letzten Jahres 
vorerst abgeflaut ist, hat nun auch 
Taiwan ein klares Votum gegen 
ein Verschmelzen mit der anma-
ßenden Volksrepublik abgegeben. 
Mag sein, dass China nach wir vor 
Herrschaftsansprüche auf die vor-
gelagerte Insel erhebt, auf die sich 
1949 General Chiang Kai-Chek 
nach der Niederlage gegen das 
Heer Mao Zedongs mit mehreren 
Millionen Anhängern zurückzog, 
um sich vor Verfolgung und Dikta-
tur zu schützen. Die Wahlen, die 
Anfang 2020 auf Taiwan stattfan-
den, zeigen jedoch die deutliche 
Ablehnung eines solchen Vorha-
bens. Die wahlberechtige Bevölke-
rung, immerhin an die acht Millio-

nen Menschen, 
entschieden 
sich zu 57 Pro-
zent für die 
Kandidatin der 
demokrati-
schen Partei 
unter Präsiden-
tin Tsai Ing-
wen und somit 
für die Beibe-
haltung der 
freiheitlich 
demokrati-
schen Ord-
nung.

Falls die 
Diktatur auf dem Festland nicht 
auf ihren Gebietsanspruch verzich-
ten sollte, müsste die Welt davon 
ausgehen, dass sie kriegerische 
Absichten hegt. Dazu würde dann 
der Rüstungswahnsinn der kom-
munistischen Diktatur passen, mit 
dem sie schon das zweitgrößte Vo-
lumen aller Staaten erreicht hat.

Man muss fragen, ob das Pekin-
ger Regime in Hongkong doch den 
kriegerischen Ernstfall demonstrie-
ren und anschließend Taiwan über-
fallen wird oder ob die Machthaber 
nicht irgendwann zur Vernunft 
kommen und von ihren Expansi-
onsbestrebungen ablassen? Es wä-
re riskant, denn Peking wird sich 
nicht alles erlauben können. Auch 
wenn es das meint. H. Diederich

Ruf der Einheit kam 
schon im Juni 1953
Gedanken über einen Feiertag 
Welches ist das markanteste Da-
tum in der Nachkriegsgeschichte 
Deutschlands? Welches Datum hat 
den stärksten Bezug zur deutschen 
Wiedervereinigung? 

Keine Frage, der 3. Oktober ist 
ein eindeutiges Datum, dieser Tag 
ist eng verbunden mit der Einheit. 
Auch der Tag des Mauerfalls ist in 
dieser Hinsicht ein historisches 
Datum. Gerade jetzt, da wir mit 
der Dreißig zweifach ein „rundes“ 
Jubiläum begehen, stellt sich die 
Frage nach der Angemessenheit
eines Feiertags. Es stellt sich aber 
auch die Frage, ob mit dem 3. Ok-
tober alle Ansprüche und Ge-
schichtsverläufe ausgefüllt sind. 
Denn offen bleibt damit die Erin-
nerung an das, was dereinst pas-
siert ist, was im Scheitern und im 
schweren Unrecht seinen Fortgang 
nahm. Man könnte es Geschichts-
bewusstsein nennen. 

Diesem Geschichtsbewusstsein 
wurde in Zeiten der Teilung mit 
dem Gedenk- und Feiertag 17. Juni 
Rechnung getragen. Denn es war 
genau dieses Datum, an dem sich 
ein großer Teil der DDR- Bevölke-
rung erhob, um gegen die Diktatur, 
die Teilung des Landes und gegen 
die militärische Unterdrückung 
durch die Sowjets zu protestieren.
Im Rückblick wird durch die Me-
dien ewig der Eindruck vermittelt, 
die Massen, die auf der Straße wa-
ren, hätten sich gegen Normen und 
Niedriglöhne gewehrt. Dies mag 
der Auslöser gewesen sein. Die 
wirklichen Forderungen kamen in 
den Resolutionen und Protestreden 
zum Ausdruck. Sie lauteten freie 
Wahlen und Wiedervereinigung. 
Und ganz richtig war das SED-
Regime im Juni 1953 am Ende und 
bereit zurückzutreten. Vermutlich 
wäre es dann auch zu freien Wah-
len und zur Einheit Deutschlands 
gekommen. Doch die Panzer und 
Schnellfeuerwaffen der Sowjets 
wussten das zu verhindern. Es war 
die einzige Sprache, mit der man 
einem wütenden Volk antworten 
konnte, die Sprache der Gewalt 
und der Macht. Und eben darum 
sollte man am ehesten diesen 17. 
Juni (wieder!) zum Feiertag ma-
chen. Tom Haltern
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Ein Menschenleben und die Reise durch ein halbes Jahrhundert 
Das „erste“ Leben des Oskar Brüsewitz besteht neben Tragik und Fanatismus aus Farbe, 
Abwechslung und Außergewöhnlichkeit / Die Besprechung zu einem interessanten Buch
Welch ein Bild! Da klettert ein 
junger Mann am Abend über ein 
hohes Gatter, um das vergessene 
Schaf seines Dienstherrn zu holen. 

„Solche Bilder kann man nicht 
erfinden, man muss sie finden und 

der Vergangenheit entreißen.“

Es steht noch auf der Weide, aber
ihm fehlt der Schlüssel für die 
Umzäunung. Also trägt er das Tier 
einfach über den Zaun: „Er hatte 
sich das Schaf über die Schultern 
gelegt und hielt es mit den Händen 
jeweils an zwei Beinen vorsichtig 
fest. Dabei hätte er das Tier gar 
nicht zu halten brauchen. Es lag 
ganz still und zufrieden da.“ (S. 
58) So erinnert es ein Jugend-
freund des Mannes noch nach 60 
Jahren, denn es ist eine Geschich-
te, die er viele Male erzählt hat und 
die in seiner kleinen Stadt zu ei-
nem Erinnerungsbild geworden ist: 
Wie der biblische Gute Hirte trägt 
der junge Oskar Brüsewitz das fast 
verlorene Schaf an diesem Abend 
in der Nachkriegszeit durch die 
Straßen von Melle nach Hause. 

Solche Bilder kann man nicht er-
finden, man muss sie finden, der 
erzählten Vergangenheit entreißen 
für die zukünftige Erinnerung an 
einen Menschen, der so ganz eigen 
und anders war als seine Zeitge-
nossen.

Alexander Richter-Kariger hat es 
bei seinen umfassenden und tief 
schürfenden Recherchen kennen 
gelernt und erzählt es in seinem 
umfangreichen Buch über die Ju-
gendgeschichte des Schuhma-
chermeisters, evangelischen Predi-
gers und an der Welt verzweifelten 
Gottsuchers Osker Brüsewitz, der 
in seinen Merkwürdigkeiten an ei-
nen anderen Mystiker unter den
Schustern erinnern mag, den gro-
ßen Jakob Böhme aus Görlitz. 
Wenigstens hatte der es ähnlich 
schwer mit seinen weltlichen und 
geistlichen Obrigkeiten wie der an 
und in der SED-Diktatur leidende 
Brüsewitz. Seine Selbstverbren-
nung vor der Michaeliskirche in 
Zeitz am 18. August 1976 sollte zu 
einem der großen Kehrzeichen in 
der deutschen Nachkriegsgeschich-
te werden, dem „Fanal von Zeitz“. 
Es zeigte an, dass sich die Men-

schen in der DDR immer weniger 
mit einem System arrangieren 
wollten, das ihnen systematisch 
Menschen- und Bürgerrechte und 
auch jegliche geistige Freiheit vor-
enthielt. 

In Deutschland tut man sich oft 
schwer damit, Persönlichkeiten mit 
Mut und Eigensinn zu würdigen, 
die mehr für ihre Rechte kämpfen 
und größere Opfer wagen als die 
große, eher schweigsame und sich 
ängstlich duckende Masse. Nicht 
wenige Opfer und Gegner der 
SED-Diktatur wissen davon zu be-
richten, wie gering man ihren 
Kampf zu schätzen weiß. 

Wie lange hat man die Wider-
standskämpfer gegen die Nazis ge-
schmäht, wie lange dauerte es, bis 
man den einsamen Hitler- Attentä-
ter Georg Elser Achtung gefunden 
hat. Im Vergleich dazu ist die 
Aufmerksamkeit, die Oskar Brü-
sewitz schon früh in Teilen der Öf-
fentlichkeit (West-)Deutschlands, 
später dann auch in der publizisti-
schen und wissenschaftlichen Lite-
ratur gefunden hat, gar nicht so ge-
ring. Mitunter hat man ihn gar in 
die Kataloge christlicher oder 
evangelischer Märtyrer des 20. 
Jahrhunderts einschreiben wollen;
freilich auch in Erinnerung daran, 
wie zaghaft und widersprüchlich 
die Evangelische Kirche mit dem 
so selbstbewussten Kampf ihres 
Pfarrers gegen die DDR- Mächti-
gen umgegangen ist, selbst, ja ge-
rade noch nach der Selbstverbren-
nung.

Auch der Schriftsteller und Re-
dakteur der Freiheitsglocke, Ale-
xander Richter, ist von Persönlich-
keit und Tun des Oskar Brüsewitz 
fasziniert und weiß um seine Be-
deutung: „Nur Wenige haben so 
verzweifelt, so elementar, so ext-
rem und so ausdauernd verbissen 
wie er in die politischen Auseinan-
dersetzungen ihrer Zeit gewirkt 
und Widerstand geleistet, nur We-
nige auch sind […] zum Vorbild, 
zum Ideal“ geworden für viele Su-
chende (S. 6). 

Schon 2006 hatte Richter dem 
40. Jahrestag der Selbstverbren-
nung eine eindringliche Studie ge-
widmet, auf ganz persönliche Wei-
se ausgehend von der Frage nach 

dem eigenen Erleben jenes Som-
mers 1976.

Brüsewitz hat den Schriftsteller 
danach nicht losgelassen, und in 
seinem zweiten Buch, das zehn 
Jahre später erschien, legt er Zeug-
nis ab von einer sehr genauen Re-
cherche, die Akten- und Literatur-
studium mit einer akribischen Spu-
rensuche vor Ort verbunden hat. 
Sie beginnt im fernen Litauen, in 
Vilkyškiai, Willkischken, dem Ge-
burtsort von Brüsewitz, geht weiter 
über das westsächsische Burgstädt, 
wo er seine Lehre aufgenommen 
hat, wechselt dann nach Melle bei 
Osnabrück, um schließlich nach 
den Zwischenstationen Hildesheim 
und Pirmasens wieder in östliche 
Richtung zu gehen: Ab 1953 ist 
Brüsewitz in der DDR, und es sind 
aufregene Jahre in Wittenberg, 
Leipzig, Markkleefeld, Sömmerda,
Weißensee (Thüringen) bis er end-
lich an der Erfurter Predigerschule 
zum Studium zugelassen wird.

Immer wieder faszinieren die 
Bilder und Geschichten, die Rich-
ter eigenem Augenschein vor Ort 
verdankt, vor allem aber vielen 
Zeitzeuginnen und Zeitzeugen, die 
er ausfindig gemacht hat und die 
ihm von Brüsewitz erzählt haben. 
Fast wie in einer Detektivgeschich-
te kann man diese Begegnungen
und Entdeckungen auf Schritt und 
Tritt nacherleben. 

Im DDR-Teil treten umfassend 
ausgewertete Akten des MfS hin-
zu. Hier wird Brüsewitz schon früh 
als „Spinner“ oder „Fanatiker“ 
klassifiziert (S. 405). Klar: Da fiel 
einer durch das Raster, da spielte 
einer nicht mit. 

„Bei aller Tragik darf 
man viele szenisch erzählten 

Brüsewitz- Geschichten mit einem 
Schmunzeln lesen.“

Alexander Richter-Karigers Brü-
sewitz-Studie liefert – und das ist 
ein ehrliches Lob – alles andere als
ein protestantisches Heiligenbild, 
auch wenn unser Eingangsbild 
vom Guten Hirten das vielleicht 
suggerieren mag. Bei aller Tragik 
darf man viele der szenisch erzähl-
ten Brüsewitz-Geschichten, die 
hier aufgedeckt werden, mit einem 
Schmunzeln lesen. S. 11 oben
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Der Mut von Wenigen schrieb Geschichte
Erinnerungsveranstaltung an das Vordringen in die Stasi-
Zentrale und die UHA in Potsdam im Dezember 2019

von S. 10 unten

ber zugleich zeigt uns das Buch 
Oskar Brüsewitz in all seiner Wi-
dersprüchlichkeit, Sprunghaftigkeit 
und irrlichternden Sturheit. So 
„löst“ dieses Buch nicht alle Rätsel 
und Fragen um Oskar Brüsewitz, 
aber es macht hervorragend ver-
ständlich, wie da einer aus der Zeit 
gefallen ist, seine Person behauptet 
hat im Glauben und im Mut gegen 
die Mächtigen der SED.

Dr. Frank Hoffmann

Alexander Richter-Kariger: Der 
Fall Brüsewitz. Lebensstationen 
1929-1964. Emsdetten 2016. ISBN 
978-3-932805-78-3. Mit Fotos u.
Dokumenten, 420 S., 22,00 €

Helga Brüsewitz (Foto © privat), 
Schwester von Oskar, wanderte in 
den 1950er Jahren nach Australien 
aus. Sie besuchte im Jahr 1995 
noch einmal Deutschland und legte 
Blumen am Grab ihres tragisch, 
aber heldenhaft verstorbenen Bru-
ders nieder. Aus ihren Erinnerun-
gen ergaben sich noch einmal eini-
ge Hinweise auf den früheren Teil 
von Oskars Leben. Inzwischen 
sind von den im Buch zu Wort 
kommenden Zeitzeugen nur noch 
einige am Leben. Der Autor hat 
somit einen guten Zeitpunkt für die 
Interviews gewonnen.

Oskar Brüsewitz bleibt für uns 
VOSler als Symbolfigur des Wi-
derstands auf immer unantastbar. 

Hugo Diederich

Dreißig Jahre zurück liegt mittler-
weile nicht nur das ge-
schichtsträchtige Ereignis Mauer-
fall. Allein die nachfolgenden Wo-
chen brachten eine Flut von Aktio-
nen, die den Mief, die Misswirt-
schaft und das politische Elend der 
DDR hinwegfegten oder zumin-
dest in Frage stellten. Einen mar-
kanten Einschnitt stellten die Be-
setzungen der Stasi-Zentralen und 
auch das Vordringen in die Haft-
anstalten des MfS in den Städten 
der DDR dar. Dies erforderte gro-
ßen Mut, denn es war die direkte 
Konfrontation mit den Inhabern 
der Stasi-Bastionen. Man wusste,
dass die Stasi-Kommandanturen 
umfangreich mit Waffen und Mu-
nition ausgerüstet waren, und man 
konnte sich nicht sicher sein, ob 
sie davon Gebrauch machen wür-
den. Letztlich saß in den Bezirks-
verwaltungen die eingeschworene 
Elite der Diktatur. Nicht umsonst 
nannte sich das MfS großspreche-
risch Schild und Schwert der Par-
tei, wobei das Schwert als offensi-
ve Waffe nicht nur symbolische 
Bedeutung hatte.

Heute gibt es Filmberichte vom 
Ansturm in Berlin, wo sich die 
letzten Stasi-Leute regelrecht in ih-
ren Höhlen verschanzt hatten, es 
gibt Berichte von einigen Bezirks-
städten, wo sich entschlossene 
Bürger Zutritt verschafften. Es gibt 
aber auch Zeitzeug*innen, die sich 
detailliert an ihre Aktionen erin-
nern und auch darüber authentisch 
berichten. Zu ihnen gehört Gisela 
Rüdiger, die bereits am 5. Dezem-
ber 1989 dabei war, als in Potsdam
die gefürchtete Stasi-Burg in der 
Hegelallee ihre Tore öffnen muss-
te. In einem Forum, organisiert in 
der Gedenkstätte Lindenstraße, be-
richtete sie nach genau dreißig Jah-
ren, wie jener historische Schritt 
vollzogen wurde. 

Es war an einem Vormittag, und 
sie waren nur ein kleiner Trupp. 
Und wie es aussah, hatten die Sta-
si-Offiziere bereits gewartet, dass 
eine solche, längst fällige „Inspek-
tion“ stattfinden würde. Verunsi-
chert und sich harmlos stellend, 
gaben sie den „Besuchern“ sogar 
ein paar Auskünfte.

Dabei blieb es dann nicht. Ein-
mal in Bewegung, nahmen sich
Frau Rüdiger und weitere Bürger
im Anschluss auch die etwa fünf 
Minuten entfernte U-Haftanstalt 
des MfS vor. Hier hatten über 
Jahrzehnte zahllose politische Op-
fer ein hartes Schicksal erfahren 
müssen. Und auch hier stieß man 
auf bereitwillige, sich lammfromm 
gebende letzte Verwalter eines 
vom Volk gefürchteten Objekts. 
„Als hätten sie auf uns gewartet“, 
kommentierte es Gisela Rüdiger 
rückblickend. Eine Mutmaßung, 
die nicht aus der Luft gegriffen 
war. Gab es doch zwischen der 
Hegelallee und der Lindenstraße 
gut funktionierende Telefonver-
bindungen. Was man in der U-
Haftanstalt Lindenstraße (damals 
noch Otto-Nuschke-Straße) vor-
fand, war nun nicht mehr ganz 
spektakulär. Eine gerade noch ein-
stellige Anzahl von Häftlingen, 
einsitzend wegen krimineller De-
likte, belegte einige wenige Zellen.
Die politischen Gefangenen waren 
– weniger im Bewusstsein began-
generen Unrechts als vielmehr aus 
Angst – von der Stasi inzwischen 
auf freien Fuß gesetzt worden, die 
Haftakten nicht mehr auffindbar. 
Und doch war es ein wichtiger 
Schritt, dort eingedrungen zu sein. 
Der Beweis der Aufrichtigkeit und 
der vollzogenen Wahrheitssuche 
im System der Unterdrückung 
kann nur durch Taten dieser Art 
geliefert werden. Zugleich hatten 
die „bewaffneten“ Organe nun die 
Gewissheit erfahren, dass Willkür 
und Alleinherrschaft der SED-
Junta ihr Ende gefunden haben. 

Die Veranstaltung zum Geden-
ken an diesen historischen Tag 
wurde durch Sebastian Stude, 
vormals Stipendiat bei der Bun-
desstiftung und Mitarbeiter in der 
Gedenkstätte Lindenstraße, mode-
riert. Anwesend bzw. teilnehmend 
waren zudem Frau Dr. Nooke als 
Opferbeauftragte im Land Bran-
denburg, Fg-Redakteur Alexander 
Richter, die Autorin Grit Poppe 
sowie Bürgerrechtler Manfred 
Kruczek, der ebenfalls an der Öff-
nung und Liquidierung der Stasi-
Burgen beteiligt war. V. Bosse
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Aufarbeitung und kritische Erinnerung im Fokus des Forums
Mit Beharrlichkeit und sachlichen Argumenten sollen zunehmend Schulklassen erreicht werden
Mit dem Forum zur kritischen 
Auseinandersetzung mit DDR-
Geschichte im Land Brandenburg 
e. V. verbinden nicht nur Betroffe-
ne Begriffe wie Wahrheit und ge-
rechte Aufarbeitung von Unrecht; 
und dies nicht nur im Bundesland 
Brandenburg. Das Unrecht, so wie 
es in der SED-Diktatur ausgeübt 
wurde, lässt sich nicht auf Bundes-
länder oder – wie die DDR territo-
rial eingeteilt war – auf Bezirke 
reduzieren. 

Der ehemalige Bezirk Potsdam, 
der ein Kernstück des heutigen 
Bundeslandes Brandenburg bildet, 
war durch seine Grenze zu West-
Berlin zu einem Schwerpunkt des 
Wirkens des MfS und anderer Or-
gane geworden. Es kam zu Flucht-
versuchen mit einer nicht genau 
feststellbaren Zahl von Toten, und 
man hatte bis 1961 einen Brenn-
punkt im S-Bahn-Abschnitt Grieb-
nitzsee, wo Zoll und NVA mit ak-
ribisch ausgeübter Härte gegen ei-
gene Staatsbürger vorgingen. 

Dass dieses gezielt aktiv vom 
SED-Staat ausgeübte Unrecht 
nicht unter den Tisch gekehrt wird 
oder den Schilderungen einzelner 
Betroffener überlassen bleibt, ist 
ein wesentliches Verdienst eben 
jenes kritischen Forums, das in 
diesem Jahr sein 15-jähriges Grün-
dungsjubiläum begeht und sich 
damit auf einem ähnlich guten 
Weg wie die vor 70 Jahren ge-
gründete Vereinigung der Opfer 
des Stalinismus befindet. Nicht zu-
letzt hat das Forum dazu beigetra-
gen, dass viele Jahre nach den an-
deren ostdeutschen Bundesländern 
in Brandenburg 2010 endlich auch 
eine Landesbeauftragte für Opfer-
fragen eingesetzt wurde. Nach der 
ersten Besetzung durch Ulrike 
Poppe, die hier wichtige Grundla-
genarbeit geleistet hat, ist das Amt 
durch Dr. Maria Nooke Foto links)

neu besetzt worden. Frau Nooke
brachte noch einmal Schwung und 
intensivierte die Zusammenarbeit 
zwischen dem Forum und der 
Landesbeauftragten. So wurde am 
5. Dezember 2019 auf die ur-
sprüngliche Initiative des Forums 
am ehemaligen Sitz der Potsdamer 
MfS-Verwaltung im Beisein meh-
rerer seinerzeit aktiv beteiligter 
Besetzer und der Beigeordneten 
der Stadt Potsdam die Gedenktafel 
anlässlich dieses Ereignisses ent-
hüllt. Frau Dr. Nooke und Manfred 
Kruczek (Foto Mitte) erinnerten in 
ihren Reden an die bewegende Zeit 
des Zusammenbruchs der DDR 
und verwiesen auf den Mut, der 
dazu gehörte, sich sowohl in die 
Stasi-Zentrale wie auch in die in 
der Nähe befindliche U-Haftanstalt 
des MfS Einlass zu verschaffen. 
Nicht anders verhält es sich mit der 
Sicherstellung der Akten, die 
durch ähnliche Attacken im Januar 
1990 vor der Vernichtung bewahrt 
wurden.

Dem Brandenburger Forum ist es 
zu verdanken, dass an all das erin-
nert wird und dass unentwegt an 
authentischen Orten immer wieder 
Gedenkfeiern stattfinden, vor de-
ren Teilnahme sich letztlich auch 
Politik und Medien nicht ver-
schließen können. Dazu gehören
das öffentliche Gedenken an die 
Groß-Demo am 4. November 
1989, bei der die Bevölkerung 
Potsdams die SED-Führungsriege
zum Rücktritt zwang, sowie die 
jährliche Gedenkfeier am Mauer-
fragment in Griebnitzsee. 

Ein wichtiges aktuelles Projekt 
ist die Vermittlung von Ge-
schichtswissen an die jungen Ge-
nerationen. Damit verbunden hat 
das Forum nun die Aufnahme von 
Gedenkstättenbesuchen und die 
Einbeziehung von Zeitzeugen in 
die Rahmenlehrpläne der Schulen 

aufgenommen. Die Durchsetzung 
wird freilich nicht sogleich prob-
lem- und lückenlos erfolgen. Die 
Schulen stehen unter Zeitdruck, sie 
leiden unter Lehrerkräftemangel, 
und nicht zuletzt ist nicht bei allen 
Lehrerinnen und Lehrern die not-
wendige Überzeugung für diese 
Maßnahme anzutreffen. Das Fo-
rum fordert daher eine Art Aus-
wertungspflicht am Ende des 
Schuljahres. 

Es bietet den Lehrerinnen und 
Lehrern zugleich Unterstützung an 
und hat auch schon Pionierarbeit 
geleistet, indem am 13. August vo-
rigen Jahres je eine Schulklasse 
aus West-Berlin und Potsdam zum 
gemeinsamen Gedenkstättenbe-
such begleitet wurden. Immerhin 
hat allein der Raum Potsdam mit 
der Glienicker Brücke und dem 
Standort Lindenstraße 54 (Stasi-U-
Haft) sowie weiteren historischen 
Stätten genügend Schauplätze zu 
bieten, die diesem Zweck dienlich 
sein können. 

Vieles, was die aktuelle und 
künftige Arbeit des Brandenburger 
Forums betrifft, erfolgt in Anleh-
nung an die „runden“ Jahrestages 
des Mauerfalls und der Wiederver-
einigung. Dies sind Anlässe, die 
auch der Landesregierung Bran-
denburgs wichtig sind. Allein Mi-
nisterpräsident Dietmar Woidke 
hat trotz seiner vielen Aufgaben 
immer ein offenes Ohr, wenn es 
um die Belange der SED-Opfer 
geht. Erfreulich ist es also, dass be-
reits Reaktionen vorliegen, aus de-
nen hervorgeht, dass sich auch das 
Schulministerium mit diesem Vor-
schlag auseinandersetzt. Bei all 
dem darf man nicht vergessen, 
dass zwar das Forum der Motor für 
viele Initiativen ist, die Nutznießer 
sind jedoch die Jugendlichen, denn 
sie sollen die künftig die Demokra-
tie in unserem Land stärken. T. H.
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Erklärung der Ärzte des 
Kreiskrankenhauses und 
der Poliklinik Prenzlau: 
„Die versuchte Republikflucht 
des ehemaligen Chefarztes der 
Dialyseabteilung Dr. Gut-
schmidt verurteilen wir auf das 
Schärfste und distanzieren uns 
eindeutig von seinem Verhal-
ten. Durch seine schwere Ver-
fehlung hat er das Vertrauen 
missbraucht, das den Ärzten in 
unserem Staat entgegengebracht 
wird. Mit den ärztlichen Pflich-
ten ist es unvereinbar, dass 
durch diese verantwortungslose 
Handlungsweise Patienten un-
mittelbar gefährdet wurden. Wir 
erwarten, dass Dr. Gutschmidt 
zur Rechenschaft gezogen und 
nach den Gesetzen der DDR ei-
ner Strafe zugeführt wird.“

Vom Stasi-Knast zur Oberarztstelle in Kiel
Ein Nachruf auf den renommierten Mediziner Hans-Joachim
Gutschmidt aus Kiel 10. Oktober 1934 bis 18. November 2019
Dr. Hans-Joachim Gutschmidt stu-
dierte Humanmedizin und schloss 
dieses Studium an der Medizini-
schen Akademie Magdeburg 1958 
ab. Dort will er sich habilitieren 
und hat bereits elf von den gefor-
derten zwölf wissenschaftlichen 
Publikationen veröffentlicht, als er 
von einem Personaloberarzt ge-
fragt wird, ob er nicht Mitglied der 
SED werden wolle. Gutschmidt ist 
sofort klar, dass hier ein längst er-
warteter Druck auf ihn ausgeübt 
werden soll. Er weiß, dass er kaum 
eine Alternative hat. Er erklärt, 
dass er die SED in allen Punkten 
unterstützen wolle, wenn sie etwas 
Sinnvolles tue, wolle aber nicht der 
Parteidisziplin unterliegen, wenn 
erkennbar schwere Fehler began-
gen würden. 

Damit stellt er die ,,führende 
Rolle der Partei'' punktuell in Fra-
ge. Damit ist er trotz seiner hohen
fachlichen Qualifikation als Do-
zent an einer sozialistischen Hoch-
schule nach Ansicht der Machtha-
ber nicht geeignet, so dass Ende 
August 1968 seine Hochschulkar-
riere beendet ist. Nach einem Jahr 
verpasster Aufstiegschancen in 
verschiedenen Einrichtungen hat 
Dr. Gutschmidt Glück. Der ärztli-
che Direktor des Kreiskrankenhau-
ses Prenzlau lehnt sachfremde Er-
wägungen ab und hält die fachli-
che Kompetenz für wichtiger. Er
legt die Verantwortung für den 
Aufbau einer Dialyseabteilung in 
Gutschmidts Hände. 

Ende 1970 wird dort der erste 
Patient dialysiert. 1971 verlässt 
Gutschmidts geschiedene Ehefrau 
mit den beiden jüngsten von vier 
Söhnen durch Heirat eines Auslän-
ders legal die DDR. Die Sorge um 
seine Kinder beeinträchtigt zu-
nehmend Gutschmidts Arbeitsfä-
higkeit. Beantragte Reisegenehmi-
gungen in die BRD werden mehr-
fach abgelehnt. Gutschmidt ent-
schließt sich, die DDR mit seinen 
beiden ältesten Söhnen und einer 
Studentin im Kofferraum eines 
Autos zu verlassen. Er ahnt nicht, 
dass sich in der Schleuserzentrale
in Würzburg ein Stasi IM eingenis-
tet hat und die vier Fluchtwilligen 
an die Organe' der DDR verrät, die 
Ende 1973 den aus ihrer Sicht ille-

galen Grenzübertritt verhindern 
und die Republikjlüchtigen verhaf-
ten. Eine Woche nach dem Flucht-
versuch sollen die Prenzlauer Ärz-
te in einer vorformulierten Erklä-
rung das Verhalten ihres früheren 
Dialysechefs „auf das Schärfste“
verurteilen. Obwohl Gutschmidt, 
der sich seit einer Woche in den 
Fängen der Staatssicherheit befin-
det, beliebt ist, unterschreiben fast 
alle anwesenden Kollegen wider-
spruchslos ein entwürdigendes 
Schmähdokument (nebenstehender 
Kasten). Lediglich die Chefin der 
Kinderabteilung betont, dass sie 
der Formulierung „Verurteilung 
auf das Schärfste“ nicht mittragen
wolle und signiert das Schreiben 
nicht. Ich selbst kann mich der Un-
terschrift durch fluchtartigen An-
tritt einer Kurzreise nach 
Nowgorod entziehen. Vom Be-
zirksgericht Neubrandenburg wird 
der Strafgefangene Dr. Gutschmidt 
1974 unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit wegen „Staatsfeindlichen 
Menschenhandels in Tateinheit mit 
versuchtem ungesetzlichem 
Grenzübertritt in schweren Fall zu 
sechs Jahren Freiheitsentzug verur-
teilt. An einer Berufungsverhand-
lung, die Gutschmidt gegen den Rat 
einiger DDR-Anwälte durchgesetzt 
hatte, kann er we-
gen angeblicher 
Fluchtgefahr nicht 
selbst teilnehmen. 
Das Oberste Ge-
richt der DDR 
setzt das Strafmaß 
auf viereinhalb
Jahre herab.

Der Fahrer des 
Schleuserfahr-
zeugs erhält elf
Jahre, wird aber 
nach etwas mehr 
als einem Jahr in 
seine Heimat, die Bundesrepublik,
entlassen. Die an der Flucht betei-
ligten Söhne (elf und 13 Jahre alt)
werden zu Gutschmidts Schwester, 
Frau Scheerer, nach Neuruppin 
entlassen. Im Dezember 1976 wird 
Gutschmidt und vier Monate seine 
beiden bis dahin in der DDR ver-
bliebenen Söhne in die Bundesre-
publik entlassen. 1977 beginnt Dr. 
Gutschmidt seine Tätigkeit als 

Oberarzt in der Abteilung für In-
ternistische Intensivmedizin und 
Dialyse im Städtischen Kranken-
haus Kiel, die er als seine Traum-
stelle bezeichnete. 1989 wird er 
dort Chefarzt und ist Autor zahl-
reicher wissenschaftlicher Arbei-
ten. Fast jährlich besucht er seine 
Heimatstadt Neuruppin und seine
frühere Arbeitsstätte in Prenzlau, 
die er wahrscheinlich nie verlassen 
hätte, wäre man ihm als Familien-
menschen mehr entgegen gekom-
men. Doch das ließ das eisige poli-

tische Klima in der 
DDR der 1970er 
Jahre nicht zu, das 
einen Besuch seiner 
im anderen Teil 
Deutschlands leben-
den jüngster Kinder 
und Eltern mit Hilfe 
der Staatsgewalt bru-
tal verhinderte, mit 
einem Defizit an 
wahrer Menschlich-
keit leider nicht zu.

Nach dem Errei-
chen des Rentenal-

ters 1999 tritt Gutschmidt als Zeit-
zeuge öfter vor Schülern und 
Gymnasiasten auf und schildert 
ihnen das reale Leben in der DDR. 
2011 gibt er unter dem Pseudonym 
HAJO ACHIM das Buch EIN 
DEUTSCHER IN DEUTSCH-
LAND – KEIN ROMAN heraus, 
in dem er sein partiell steiniges 
Leben detailliert schildert.

Dr. Heinz Schneider
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Das Gedenken darf nicht auf der Strecke bleiben
Nach mehr als 70 Jahren im langwierigen Kampf für Demokratie und Erinnerung wird es für die 
heutigen Zeitzeugen und somit für unseren Verband nicht leichter 
Die älteste deutsche Vereinigung
von Opfern des Kommunismus 
wurde am 9. Februar 1950 von den 
aus sowjetischem Gewahrsam zu-
rückgekehrten Kriegsgefangenen,
Internierten der Straflager und zu 
unmenschlichen Haftstrafen 
Verurteilten in Berlin gegründet.
Die bis heute vielfach verwei-
gerte Verantwortung für das Ge-
schehene sowie ein nur zögerli-
ches Gedenken könnte man mit 
dem Ausdruck Positives Ver-
leugnen umschreiben, was sich 
gewiss auch als Frage an die 
Stadt Neubrandenburg richten 
lässt, denn hier wurde ein Areal 
der DDR-Diktatur erst auf Initia-
tive der Vereinigung der Opfer 
des Stalinismus e. V. unter 
Denkmalschutz gestellt. Auf 
Privatinitiativen reagierte die 
Stadt bislang leider nicht.

Seit dem Umbruch 1945 / 1989 
leiden in Deutschland viele poli-
tisch Verfolgte der Nazi-, SBZ-
und DDR-Diktatur unter den 
psychischen und physischen Fol-
geschäden der Zwangsarbeit, lan-
gen Haftzeiten, Einzelhaft und 
zahllosen weiteren Repressalien. 
Diese Folgen treten besonders im 
Alter auf. Individuelle Entschädi-
gungsansprüche oder wenigstens 
Lohnnachzahlungen wurden und 
werden den Opfern verweigert; die 
deutschen Regierungen und die 
von der Zwangsarbeit profitieren-
den Betriebe lehnen – von wenigen 
Ausnahmen abgesehen – nicht nur 
Entschädigungen ab, sie wiegeln 
auch ihre bis heute bestehende 
Verantwortlichkeit mit kollektivem 
Achselzucken ab. Siehe Bundes-
bahn, siehe IKEA, siehe Daimler.

In der 1987 in Betrieb genom-
menen Haftanstalt des Ministeri-
ums für Staatssicherheit des dama-
ligen Bezirkes Neubrandenburg
hatte man Platz für viele Untersu-
chungs- und Strafgefangene ge-
schaffen. Die Untersuchungshäft-
linge und Strafgefangenen waren 
politische Häftlinge der DDR-
Diktatur und des SED-Regimes. In
der zweiten Etage der MfS-
Haftanstalt gab es den Ausländer-
verwahrbereich. Hier befanden 
sich zwei Zellen für je zwei Perso-
nen und eine Einzelzelle. Für Ver-

urteilte der sozialistischen Diktatur 
gab es eine Zelle für sechs Perso-
nen, zwei Zellen für vier Personen 
und eine Zelle für vier Personen.
Für Strafgefangene der sozialisti-
schen Diktatur gab es sieben Zel-

len für vier Personen und vier Zel-
len für fünf Personen. In der drit-
ten Etage gab es sechs Einzelzel-
len, 14 Zellen für drei Personen,
neun Zellen für vier Personen und 
vier Einzelzellen, die für den Ar-
rest bzw. für die Absonderung 
dienten.

In der vierten Etage waren das 
Krankenrevier für drei Einzelzel-
len, zwei Zellen für zwei Personen, 
eine Zelle für drei Personen ge-
plant; und für Strafgefangene des 
SED-Regime gab es fünf Einzel-
zellen, 14 Zellen für drei Personen 
und acht Zellen für vier Personen.

In allen Untersuchungs- bzw. 
Haftzellen waren die Fenster mit 
Glasbausteinen vermauert, so dass 
die politischen Häftlinge des DDR-
Unrechtsregimes keinen Blick 
nach draußen hatten. Fenster gab 
es nur in den Büroräumen der Sta-
si-Täter, und auch diese waren mit 
Gittern versehen.

Im Jahr 1987 gab es in der Neu-
brandenburger Haftanstalt des Mi-
nisteriums für Staatssicherheit 
durchschnittlich acht bis zehn Un-
tersuchungshäftlinge und 19 bis 21 
Strafgefangene; im Jahr 1988 gab 
es durchschnittlich 14 bis 22 Un-
tersuchungshäftlinge und acht bis 

18 Strafgefangene; im Jahr 1989 
gab es durchschnittlich 18 bis 39
Untersuchungshäftlinge und 27 bis 
31 Strafgefangene. 

Den um ihre Freiheit beraubten 
politischen Häftlingen der SED-

Diktatur stand im Jahr 1987 eine 
zensierte Zeitung pro Tag, vier
Bücher die Woche. Eine Uhr durf-
ten sie nicht besitzen.

Bei normalem Wetter (kein Re-
gen, …) hatten die Opfer pro Tag 
ca. 20 Minuten Freigang in der so-
genannten „Freigangstorte“. Das 
„Tortenstück“ hatte eine Grundflä-
che von 21 m². Insgesamt gab es 
elf Höfe (Tortenstücke). Die Türen 
waren aus Stahl und alle Umfas-
sungswände waren aus vier Meter 
hohen Betonelementen gefertigt. 
Im Innenkreis patrouillierte in vier
Meter Höhe ein MfS-Angehöriger 
und hatte so jederzeit Überblick 
über die Häftlinge.

Interessant an der Neubranden-
burger MfS-Haftanstalt ist, dass es 
hier besondere Strafgefangenenar-
beitskommandos gab. In diesen 
sollten zentral für die gesamte 
DDR verurteilte MfS-Mitarbeiter, 
besonders zu isolierende Angehö-
rige von NVA, MdI, VP, Zoll und 
Staatsanwaltschaft, „operativ be-
deutsame Strafgefangene aus den 
Zentralen Staatsorganen und der 
Volkswirtschaft“ sowie Familien-
mitglieder der genannten Gruppen 
zentriert werden.

nächste Seite oben
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von voriger Seite

Die für die Untersuchungshaft und
den Strafvollzug zuständige Abtei-
lung XIV des MfS war, vor allem 
wegen des besonderen Strafgefan-
genenarbeitskommandos mit ihren
mehr als 60 Mitarbeitern die größ-
te Abteilung XIV auf Bezirksebene 
in der gesamten DDR. Sind all die 
Namen der Mitarbeiter der Abtei-
lung XIV sowie die Namen der 
Vernehmer … bekannt bzw. zu-
mindest für die ehemals Inhaftier-
ten zugänglich? Nein!

Welche einzelnen Strafgefange-
nenarbeitskommandos gab es nun
in der MfS- Untersuchungshaftan-
stalt Neubrandenburg? Wo und
wie wurden diese eingesetzt? 

Fragen, die bisher unbeantwortet 
sind, da es bis heute keine wissen-
schaftliche Aufarbeitung gibt und
eine solche womöglich durch die 
Stadt Neubrandenburg, das Land 
Mecklenburg-Vorpommern und 
die Bundesrepublik Deutschland
auch unerwünscht ist?

Welche Verantwortung tragen 
das VEB Wohnungsbaukombinat 
Neubrandenburg und die einzelnen 
Projektverantwortlichen, die die 
MfS-Haftanstalt planten und bau-
ten? Den Verantwortlichen war 
klar, dass sie einem verbrecheri-
schen Regime dienten.

Für viele politische Häftlinge in 
der DDR schien die Lage damals 
in vielerlei Hinsicht hoffnungslos 
zu sein. Und doch ist es den Män-
nern und Frauen zu verdanken, 
dass wir heute mit Hoffnung und –
mehr noch – mit Zuversicht in die 
Zukunft blicken können. Denn ihr 
Beispiel zeigt uns, dass es auch un-
ter widrigsten Umständen Men-
schen gibt, die aufrichtig und ver-
antwortungsvoll, die einfach nur 
menschlich dachten, fühlten und 
handelten. Sie sind uns Vorbild, 
Mutmacher und Mahner. Ihnen 
bewahren wir ein ehrendes Geden-
ken. Aber nicht indem wir Orte des 
Grauens, des Leidens für immer 
entfernen.

Bis heute gibt es keine erschöp-
fenden Forschungen zur Neubran-
denburger MfS-Haftanstalt – und
dies 30 Jahre nach der Friedlichen 
Revolution in Deutschland. Ist es 
aber nicht die moralische, intellek-
tuelle, politische und gesellschaft-
liche Pflicht, dies aufzuarbeiten? 
Dies nicht zu tun würde uns auf 

immer zu Gehilfen des totalitären 
Bösen machen – und sei es nur 
durch fortgesetztes Schweigen und 
Wegschauen. 

Warum hat sich die Stadt Neu-
brandenburg nicht für die Erhal-
tung der Haftanstalt des Ministeri-
ums für Staatssicherheit einge-
setzt? Warum unternehmen die 
Stadt und das Land nichts, um die 
alte Stasi-Haftanstalt unter Denk-
malschutz zu stellen? Für eine 
Bewahrung spricht allein die Tat-
sache, dass noch sehr vieles im
Originalzustand vorhanden ist, z.
B. die einmalig erhaltenen Stehzel-
len, alte Zellentüren, die Überreste 
der Freigangstorte,...

Lieber möchte die Stadt Neu-
brandenburg das Areal beräumt 
vom Land erwerben, um dort 
Wohnungen zu errichten. Und dies 
an einem Gedenkort der zweiten 
deutschen Diktatur.

Was unternimmt die Landeszent-
rale für politische Bildung Meck-
lenburg-Vorpommern bzw. die 
Landesbeauftragte für Mecklen-
burg-Vorpommern für die Aufar-
beitung der SED-Diktatur in Neu-
brandenburg?

Ohnedies scheinen die Opfer der 
SBZ-, DDR-, SED-Diktatur nur 
noch an den üblichen Gedenktagen 
eine Rolle zu spielen, wo sie zu
hilflosen Statisten gemacht und öf-
fentlich bedauert werden. Die Op-
ferverbände werden nur unzu-
reichend oder gar nicht beteiligt. 
Was haben die Stadt Neubranden-
burg und die Landespolitiker un-
ternommen, um eine Stellungnah-
me zum Erhalt / Abriss der Stasi-
Haftanstalt Neubrandenburg z. B. 
von der Vereinigung der Opfer des 
Stalinismus e.V. (VOS) zu erhal-
ten? Nichts! 

Wenn hier nichts im Sinne der
Opfer der DDR-Diktatur geschieht, 
werden diese durch die genannten 
Instanzen und deren Maßnahmen 
verhöhnt und stigmatisiert, und in 
nicht allzu ferner Zeit werden sie 
als beliebige Figuren in die Ge-
schichtsbücher eingehen und ir-
gendwann ganz vergessen sein. 
Das kann keiner wollen. Letztlich 
ist es die Aufgabe einer demokrati-
schen Politik, sich schützend vor 
die Opfer einer jeden Diktatur zu 
stellen und ihrer zu erinnern und 
sie mit Respekt zu behandeln. Dies 
vermisse ich 30 Jahre nach der 
Friedlichen Revolution.

Wie viele Bürger in der MfS-
Haftanstalt Neubrandenburg von 
1987 bis 1990 inhaftiert waren, ist 
bis heute unbekannt. Nur ein welt-
anschaulich neutraler Staat, eine 
Stadt kann gewährleisten, dass sei-
ne Bürger*Innen in Freiheit und 
Gleichheit leben können und nicht 
aufgrund ihrer religiösen / politi-
schen / oder nicht religiösen / poli-
tischen / …Weltanschauung dis-
kriminiert werden. Möchte die 
Stadt Neubrandenburg diesen Ort 
der zweiten deutschen Diktatur
wirklich schleifen? Die Opfer der 
SBZ- und DDR-Diktatur würden
damit um einen wichtigen Ge-
denkort gebracht. Offenbar gibt es
in Neubrandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern und auf Bundesebe-
ne nicht genug Politiker, die sich 
gebührend für den Erhalt einset-
zen. Von der Landesbeauftragten 
für Mecklenburg-Vorpommern für 
die Aufarbeitung der SED-Diktatur 
sind hierzu ebenfalls zu wenig Ak-
tivitäten wahrnehmbar. Einzig die 
Vereinigung der Opfer des Stali-
nismus vom Landesverband Meck-
lenburg-Vorpommern engagiert 
sich für den Erhalt der MfS-
Haftanstalten in Neubrandenburg 
und Rostock als Mahnort des Ge-
denkens und Erinnerns.

Für mich ist die VOS e. V. die 
letzte wirkliche Bastion der Wahr-
heit und des Widerstands, und dies 
gerade in einer Zeit, in der ein heil-
loses politisches Durcheinander 
herrscht und wo die Verklärung 
der untergegangenen Diktatur ge-
radezu bis zur Peinlichkeit voran-
getrieben wird.

Die Opfer drohen zunehmend in 
die Vergessenheit zu geraten. Wir 
haben immer wieder Durststre-
cken, und wir werden trotz einiger 
Neuzugänge, was an sich sehr er-
freulich ist, in der Mitgliederzahl 
sicher weiter schrumpfen. Alles 
findet ein Ende, nicht nur das Ge-
denken und das Erinnern an die 
Diktatur, sondern letztlich auch der
der Kommunismus und seine Idee.

Ich gratuliere meinem Verband,
der Vereinigung der Opfer des Sta-
linismus – Gemeinschaft von Ver-
folgten und Gegnern des Kommu-
nismus und wünsche alles Gute 
zum 70-jährigen Bestehen. Ich 
hoffe, dass er uns trotz aller Wi-
dernisse noch lange erhalten bleibt.
André Rohloff, Neubrandenb. / Fg

Text und Foto 
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N a c h r u f
Nach langer schwerer Krankheit verstarb am12. Juni unser von uns allen geschätzter Kamerad Wolf-Peter Rubner.Kamerad Rubner hat unserem Verband mehrere Jahrzehnte ange-hört und sich vor allem in der Ar-beit und Organisation der Bezirks-und Landesgruppe Hessen/ Rhein-landpfalz aktiv eingebracht. Im Rahmen der bundesweiten Arbeit der VOS ist er insbesondere den Delegierten der Generalver-sammlungen in guter Erinnerung. 

Hier bekleidete er mehrfach das Amt des Wahlleiters und trat somit die direkte Nachfolge unserer ver-dienten Kameraden Sigurd Binski, Helmut Stelling und Bernd Pieper an. Er versah diese Aufgabe mit großer Gewissenhaftigkeit und Übersicht. Sein Tod trifft uns hart, und unser Mitgefühl gilt in diesen Tagen seinen Angehörigen. Bei den Kameradinnen und Kamera-den war Kamerad Rubner wegen seiner außerordentlichen Hilfsbe-reitschaft und stets erlebbarenFreundlichkeit sehr beliebt. Er gehört zu den verstorbenen Kameraden, die wir sehr vermissenwerden. Das Gedenken an ihn werden wir bewahren, solange es diesen Verband und die Aufarbei-tung des SED-Unrechts gibt. 
Im Namen derLandes-und Bezirksgruppe Hessen/Rheinland-PfalzArno SeltenSowie der Bundesvorstand der Vereinigung der Opfer der Stalinismus

Das Zitat: Es ist nicht zu wenig Zeit, die wir haben, sondern es ist zu viel Zeit, die wir nicht nutzenLucius Annaeus Seneca

Hat dieses Verhalten 
mit Bürgernähe zu tun? Bündnis 90 / Die Grünen geben keine Antwort 
Obwohl als Einschreiben in die Post gegeben, hat unser Kamerad Karl-Heinz Genath, der seit Jahren für bessere Leistungen für die SED-Opfer kämpft, weder vom Vorstand noch von der Bundes-tagsfraktion eine Antwort bekom-men. In jeweils zwei Schreiben (vom 22.03. und 21.05 2019) setz-te sich Kamerad Genath für die so-ziale Besserstellung der SED-Opfer ein (Erhöhung und Dynami-sierung der Opferrente, Gleichstel-lung mit NS-Opfern). In einem weiteren Schreiben vom 18. Juli 2019 brachte sich Karl-Heinz Genath erneut in Erinne-rung, indem er die Frage stellte, warum sich ausgerechnet B‘90/ Die Grünen, die sich auch aus den Reihen des ehemaligen Neuen Fo-rums gegründet haben, nicht zu den gestellten Fragen äußern wol-len. Er wies darauf hin, dass eben-falls angeschriebene Behörden o-der Politiker sich keineswegs in derart befremdender Weise verhal-ten hätten. 

Hier wurde einer der 
Redner nicht genannt
Thiemann-Gedenkveranstal-tung mit gutem Ergebnis, aber unvollständiger Rednerliste
Trotz des guten Verlaufs und der inhaltlichen Dichte ist nachzutra-gen, dass der umfassende Beitragzum Gedenken an Ellen Thiemann in der Fg-Ausgabe 799/ 800 nicht ganz vollständig war. In dem ausführlichen Artikelwurde nicht erwähnt, dass nebenmehreren wichtigen Rednerinnen und Rednern der Landesvorsitzen-de der VOS in NRW Felix Heinz Holtschke ebenfalls eine kurze, spontane, weil unangekündigt und daher unvorbereitet, kurze Rede gehalten hatte. Durch sein unverschuldet verspä-tetes Eintreffen konnte Kamerad Holtschke auch nicht auf das ge-meinsame Foto der Anwesenden aufgenommen werden. Der Fg-Redaktion liegen diese Informationen erst nach dem Hin-weis von Kamerad Holtschke vor.Redaktion/ Bundesgeschäftsführer

Marx und Engels 
nur missverstanden?Die Stadt Neubrandenburg ehrt den Erfinder des Kommu-nismus. Warum? 
Die Stadt Neubrandenburg würdigt das Lebenswerk von Karl Marx mit der Wiederaufstellung des Marx-Denkmals in ihrem Zentrum. Viele meinen, seine Ideen sind im 20. Jahrhundert beim Aufbau und zur Rechtfertigung von Diktaturen lediglich missbraucht worden. Vie-le stellen auch heraus, das kom-munistische Manifest gehöre zum UNESCO-Weltkulturerbe, deshalb müsse man Marx ehren.

Im Manifest der kommunistischen Partei, steht schwarz auf weiß: „Die Kommunisten verschmähen es, ihre Ansichten und Absichten zu verheimlichen. Sie erklären es offen, dass ihre Zwecke nur er-reicht werden können durch den gewaltsamen Umsturz der bisheri-gen Gesellschaftsordnungen. Mö-gen die herrschenden Klassen vor einer kommunistischen Revolution erzittern.“ (MEW 4, 493). Nimmt man diesen und weitere Texte von Marx und, sehe ich Berge von Lei-chen und Ströme von Blut in den ehemaligen und aktuellen kommu-nistischen Ländern. Muss man nicht blind sein, wenn man ver-kennt, dass sich Verbrecher wie Stalin, Mao ... auf solche Werke berufen konnten. Die Stadt Neu-brandenburg hat bei der Aufstel-lung des Denkmals keinen Opfer-verband der SBZ- bzw. DDR-Diktatur beteiligt. Zeugt das von Unsicherheit und einem schlechten Gewissen? André RohloffAnm.: Soweit bekannt, haben weder Marx noch Engels die Stadt Neu-brandenburg nie besucht und sie auch nicht in den 46 Bänden MEW erwähnt. H. DiederichFoto: Marx-Büste im Highgate-Friedhof in London (© ARK) Wie ernst wird die VOS noch von den Instanzen genommen?
Bezirksregierung Arnsberg lädt den NRW-Landesverband zunächst ein, dann jedoch wieder aus
Eine herbe Enttäuschung erlebten
die Kameraden/-innen des VOS-
Landesverbandes NRW bei einem 
mit viel Engagement und Einsatz-
willen gestarteten Versuch, mit ei-
ner Landesbehörde von NRW zu 
den unseren Opferverein betref-
fenden Fragen und Problemen ins 
Gespräch zu kommen.

Sicherlich auch ausgelöst durch 
die bereits über ein Jahrzehnt er-
folgreiche Aufklärungsarbeit des 
NRW-Zeitzeugenprojektes an den 
Schulen, erhielt der NRW- Lan-
desvorstand der VOS eine Einla-
dung von der Bezirksregierung in 
Arnsberg, was in der gesamten
Gruppe großen Zuspruch und 
manche Erwartung auslöste; fühl-
te man sich doch auch hier aner-
kannt und hoffte auf weitere Un-
terstützung. 

Leider wurde der Termin der 
Einladung dann jedoch sehr kurz-
fristig ausgesetzt, was bei uns zu 
einer bis heute nicht verarbeiteten
Enttäuschung führte. Im nachste-
henden Beitrag, wird dieser Vor-
gang ausführlich geschildert wird:

Was ist passiert? Im Dezember 
2018 erhielt der VOS - Landesver-
band NRW von der Bezirksregie-
rung Arnsberg – auch wohl mit 
Blick auf den kommenden 30. Jah-
restag des Mauerfalls – eine inte-
ressante und bemerkenswerte An-
frage.

Zitat aus dem Schreiben: „… Die 
Bezirksregierungen in NRW haben 
zu diesen Ereignissen auch des-
halb einen besonderen Bezug, weil 
sie für die Bewilligung von sozia-
len Ausgleichszahlungen für Opfer 
der SED-Diktatur zuständig sind
… ( ).Gerne möchten wir diesen 
wichtigen Aspekt in der deutschen 
Zeitgeschichte vertiefen und pla-
nen deshalb für den Herbst 2019 
eine Vortragsveranstaltung, zu der 
auch weitere interessierte Behör-
denbeschäftigte eingeladen werden 
sollen.“ Weiter heißt es: “…
möchten wir Sie freundlich fragen, 
ob Sie sich eine Mitwirkung bei 
der geplanten Veranstaltung vor-
stellen können. Wir haben einer-
seits Interesse an einem Dialog 
über Ihre persönlichen Erfahrun-
gen in der DDR, andererseits wäre 
ein solcher Termin sicher auch ei-
ne gute Gelegenheit, sich über die 
gesetzgeberischen Maßnahmen der 

Bundesrepublik zur Opferentschä-
digung sowie über die zugehörigen 
Verwaltungsverfahren auszutau-
schen.“

Diese Anfrage der Bezirksregie-
rung Arnsberg haben wir vom 
VOS-Landesverband NRW sehr 
erfreut aufgenommen und im Ja-
nuar 2019 unsere ungeteilte Bereit-
schaft dazu erklärt, einen entspre-
chenden Informationstag in Arns-
berg durchzuführen. 

Nach unserer Vorstellung könn-
ten in einem ersten Teil zwei VOS-
Zeitzeugen über ihr Leben in der 
DDR mit anschließender Diskussi-
on berichten. In einem zweiten
Teil könnten in einer Gesprächs-
runde zwischen Vertretern des 
VOS - Landesverbandes NRW und 
der Bezirksbehörde Probleme und 
Wünsche im Zusammenhang mit 
den Bewilligungsverfahren zur 
Entschädigung der SED-Opfer 
diskutiert werden. Wegen des be-
vorstehenden 30. Jahrestages des 
Mauerfalls schlugen wir einen 
Termin möglichst nahe dem 09. 
November 2019 vor.

Auf der Grundlage unserer gene-
rellen Zusage begann dann im ers-
ten Halbjahr 2019 die konkrete 
zeitliche, inhaltliche und personel-
le Planung der Veranstaltung in 
Arnsberg. 

Sie war nicht ganz ohne Tücken, 
waren doch gleich mehrere Betei-
ligte mit teils unterschiedlichen 
Vorstellungen in einem Boot. 
Trotzdem hatten wir bis ca. Mitte 
August 2019 gemeinsam ein ein-
heitliches abgestimmtes Konzept 
für die Veranstaltung am 7. No-
vember 2019 erarbeitet und woll-
ten uns auf die Veranstaltung kon-
kret vorbereiten. Völlig überra-
schend erreichte uns per E-Mail 
dann am 29. August 2019, d. h. ca. 
zwei Monate vor dem Beginn, eine 
Nachricht der Bezirksregierung 
Arnsberg, mit folgendem Inhalt: 
Der Regierungspräsident hätte da-
rum gebeten, die Veranstaltung 
wegen unvorhergesehener zusätz-
licher Aufgaben in den nächsten 
Monaten abzusagen. Von dieser
plötzlichen und für uns völlig un-
verständlichen Absage waren wir 
überrascht und sehr enttäuscht.
Unser Landesvorsitzender Felix-
Heinz Holtschke brachte dies in 

einem Antwortschreiben an die 
Bezirksregierung Arnsberg auch 
zum Ausdruck. Er bat zugleich da-
rum, diese Entscheidung zu über-
denken und uns zumindest einen 
für alle Beteiligten günstigen Er-
satztermin vorzuschlagen.

Im Antwortschreiben vom Sep-
tember 2019 äußerte die Bezirks-
regierung zwar ein gewisses Ver-
ständnis für die von uns geäußerte 
Irritation und bekundete auch ein
allgemeines Interesse am Thema 
DDR-Vergangenheit, blieb aber 
andererseits bei ihrer Absage und
bot uns keinen konkreten neuen 
Termin an.

Kamerad Holtschke unternahm 
nach der Gedenkfeier am 9. No-
vember 2019 einen weiteren Ver-
such mit der Zielrichtung, die für 
2019 abgesagte Veranstaltung an-
lässlich des 30. Jahrestages der 
Wiedervereinigung Deutschlands 
in 2020 doch noch durchführen zu 
können. 

Doch ging die Bezirksregierung 
Arnsberg wiederum nicht konkret 
darauf ein, sondern teilte nur mit, 
dass sich an der bestehenden Situa-
tion nichts geändert habe und in 
der ersten Jahreshälfte 2020 keine 
Veranstaltung mit uns möglich 
sein wird. 

Damit ist unser Wunsch, unsere 
Bereitschaft zu einer sachlichen 
Kommunikation und einem für 
beide Seiten sicherlich sehr sinn-
vollen Gedankenaustausch mit Be-
hördenvertretern in NRW bis auf 
weiteres gescheitert, nachdem wir 
etwa neun Monate dafür gemein-
sam geplant hatten und überhaupt
die Initiative für diese Veranstal-
tung von der Behörde selbst aus-
gegangen war? 

Unter dem Strich bleibt unsere 
maßlose Enttäuschung.

Gerade wir SED-Opfer fühlen 
uns seit der Wiedervereinigung oft 
genug von der Politik und den Be-
hörden übergangen. 

Wir haben diesbezüglich in der 
DDR viel Unrecht erfahren. Für 
uns wird es immer schwerer, maß-
gebenden Instanzen gegenüber 
Vertrauen zu fassen. Wie denkt Ihr 
darüber, liebe Kameradeninnen 
und Kameraden?

Detlef von Dechend
BG Rhein-Ruhr
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Nach dieser langen Zeit ist vieles
noch nicht aufgeklärt
Die Suche nach Namen und Daten der Opfer führt 
zu erschreckenden Ergebnissen
Insgesamt wurden durch die Sow-
jets an das Ministerium des Innern
der DDR 14.202 Häftlinge überge-
ben, wozu auch die rund 6.000
Häftlinge von Bautzen gehörten. 
Im Januar 1950 wurden die drei 
letzten sowjetischen Speziallager 
in der SBZ/DDR (von ehemals 
10), darunter das größte Spezialla-
ger Nr.7/1 Sachsenhausen von den 
Sowjets aufgelöst. Im Rahmen der
Auflösung wurden in Sachsenhau-
sen 4.836 Häftlinge von den Sow-
jets an die DDR-Behörden überge-
ben. Vor dem Tor wurden sie von 
DDR Volkspolizisten mit Ka-
laschnikow und Hunden empfan-
gen und wie Schwerverbrecher be-
handelt. In Oranienburg wurden 
sie wie Vieh aus den Güterzügen 
getrieben. Die Häftlinge hatten
noch ihre Kleidung von der Ver-
haftung 1945/1946 an, sie waren 
abgemagert und die Köpfe waren
kahlgeschoren.
Folgende Verteilung:
- 1.229 SMT Verurteilte (davon 

ca. 500 Jugendliche) kamen in 
die Strafanstalt Untermaßfeld
in Thüringen

- 800 SMT Verurteilte kamen in 
die JVA Luckau

- 721 Internierte (ohne Urteil) 
kamen in das berüchtigte Ge-
fängnis Waldheim

- über 1.100 Frauen mit 30 Kin-
dern und Säuglingen kamen in 
das Frauengefängnis Burg Ho-
heneck/Erzgebirge

- Die restlichen Häft1inge kamen 
nach Torgau und Bautzen.

Zum Beispiel die 1.229 Häftlinge
mussten in Untermaßfeld vom 
Bahnhof zur Strafanstalt laufen, 
bewacht von Volkspolizisten mit 
Kalaschnikow und Hunden.

Die Bevölkerung bekundete Mit-
leid mit den zerlumpten Elendsge-
stalten.

Am 16. Februar 1950 veröffent-
lichte die von der SED gelenkte 
Zeitung ,,Thüringer Volk" einen
Artikel u. a. mit folgendem Inhalt:
„Bei den mitgekommenen Jugend-
lichen handelt es sich meistens um 
solche, die Morde, Raubüberfälle 
oder Diebstähle mit der Waffe 

ausgeführt haben."
Nach 1991 wurden 
von den SMT- Ver-
urteilten, überwie-
gend Jugendliche, 
bereits fast 18.000
von den Sowjets re-
habilitiert.

Nun zum Verbleib 
der Toten von 1950
bis 1958 unter Ver-
antwortung der
DDR-Behörden in
den Anstalten Un-
termaßfeld, Luckau, 
Torgau, Bautzen, 
Waldheim und Ho-
heneck.

Das SED- Regimes 
betrieb einen regel-
rechten „Leichentou-
rismus“, um die ho-
hen Todesraten zu 
verschleiern.
- Untermaßfeld: Es

starben 75 Häft-
linge aus Sach-
senhausen. Bis 3. Juni 1950 
wurden die Toten an die Ange-
hörigen übergeben. Aufgrund 
des Vorkommnis bei der Beer-
digung des Karl Friedrich 
Wendt am 5. Juni 1950 auf dem 
Friedhof in Penzlin, wo man 
für den Tod die DDR Behörden 
verantwortlich machte. Darauf-
hin wurden die Haftanstalten
angewiesen, keine Toten mehr 
an die Angehörigen zu überge-
ben. Bis 1958 wurden den An-
gehörigen sieben Urnen über-
lassen, und weitere 49 Urnen
hielt man 17 Jahre versteckt 
und verscharrte sie dann 1967 
heimlich auf dem Friedhof in
Meiningen (Parkfriedhof Feld 
B/b). Am 19. November 2000 
wurde ein Gedenkstein mit den
Namen der Toten auf dem 
Friedhof in Meiningen einge-
weiht.

- Luckau: Es sind 23 Einäsche-
rungen aus den Reihen der 800 
SMT Verurteilten aus Sachsen-
hausen bekannt. Die Leichen 
kamen in das Krematorium 
Forst. Ob sie dort beigesetzt
worden sind, ist nicht sicher. Es 

existiert ein Rückführungspro-
tokoll, aber es ist kein Zielort
angegeben.

- Torgau: In Torgau sind von 1950
bis 1953 117 Häftlinge verstor-
ben. Die Einäscherung erfolgte 
in Halle, und die Urnen wurden 
ohne Kennzeichnung auf dem 
Gertraudenfriedhof in Halle, 
entgegen der Anweisung, ein-
zeln in einem Massengrab bei-
gesetzt. Am 1. Juli 2003 wur-
den eine Gedenktafel und meh-
rere Grabsteine in Halle einge-
weiht.

- Bautzen: Hier starben von 1945
bis 1956 über 3.000 Häftlinge.
Die meisten wurden bis 1956 
auf dem Gelände hinter dem 
Gelben Elend verscharrt. Bei 
den aus politischen Gründen 
Inhaftierten kamen Leichen zur 
Verbrennung in die Krematori-
en nach Dresden, Zittau und 
Görlitz. 61 Urnen wurden auf
dem Friedhof Görlitz verscharrt
und blieben zunächst ver-
schwunden. Erst 1995 wurden 
sie entdeckt, nach Bautzen
transportiert, wo sie ihre letzte 
Ruhe fanden. nächste Seite
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Mit neunzig Jahren noch gut in Form
Glückwünsche an Helmut Laas
Herzliche Wünsche gehen an unseren Kameraden Helmut Laas (Foto 
rechts), der kurz vor dem Jahreswechsel (29. Dezember 2019) seinen 
90. Geburtstag feiern durfte. Zum Gratulieren waren unsere allseits be-
liebte Kameradin Thea Harder und der ehemalige Bundesvorsitzende 
Johannes Rink (Magdeburg) zu Gast. 

Kamerad Laas hatte kürzlich einen längeren Krankenhaus-Aufenthalt 
bewältigen müssen und brauchte einige Zeit, um sich wieder aufzurap-
peln. Nun ist er wieder fit und sein Interesse für den Verband ist unge-
brochen, was uns alle freut.

Bundesgeschäftsführer, Bundesvorstand und Redakteur wünschen 
noch viele ausgefüllte Jahre und gute Erlebnisse (nicht nur) mit dem 

schönen Dackel. 

Was mit den Urnen aus Dresden 
passiert ist, ist nicht bekannt. Die 
Urnen aus Zittau sind nicht mehr 
auffindbar. Auf dem Zittauer 
Hauptfriedhof erinnert ein Ge-
denkstein mit den Namen der 
103 dort verbrannten Leichen. In
Bautzen erinnern verschiedene 
Gedenksteine, Stelen, Kreuze 
und auch eine Kapelle an die To-
ten.

- Waldheim/Hoheneck: Ab 1950 
sind in Waldheim etwa 700 Tote 
zu beklagen. 122 Tote ruhen auf
dem o. g. „Beamtenfriedhof ge-
genüber der Haftanstalt Wald-
heim. Weitere 451 Tote wurden 
in Döbeln eingeäschert und lie-
gen auf dem dortigen Friedhof in 
einem bis 1989 unbekannt ge-
bliebenen Massengrab. An dieser 
Grabstelle entstand mit Hilfe der 
Stadt Döbeln im Mai 1992 eine 
gepflegte Gedenkstätte.

- Weitere 125 in Waldheim und 
Hoheneck verstorbene Frauen, 
Männer und Kinder wurden von 
1950 bis 1956 in Chemnitz ein-
geäschert und bis 1957 auf dem 
Dachboden der Burg Hoheneck 
gelagert. Erst 1957 wurden die 
Urnen in einem Massengrab auf
dem Friedhof in Chemnitz ver-
scharrt. 
Für die 125 Toten von Waldheim 

und Hoheneck wurde am 28. Feb-
ruar 2019 eine Namenstafel auf 
dem Friedhof in Chemnitz einge-
weiht. Dafür nachträglich herzli-
chen Dank an die zwischenzeitlich 
verstorbene Rosel Werl.

Für den Verbleib der Toten der
NKWD-Gefängnisse Güstrow, 
Waren/ Müritz und des Gefängnis-
ses Nr.5 Strelitz fehlt weiterhin 
jeglicher Nachweis. Ich hoffe,
möglichst viele Leser informieren 
sich über dieses Unrecht in der 
SBZ/DDR und informieren Freun-
de, Verwandte und Bekannte dar-
über. Horst Vau
Das Foto (vorige Seite) zeigt die 
Doppelstele auf dem Parkfriedhof 
von Meiningen, die im November 
2000 auf Initiative der Lagerge-
meinschaft Sachsenhausen 1945 
bis 1950 eingeweiht wurde. Sie
enthält die Namen der Opfer der 
Strafanstalt Untermaßfeld. Eine 
weitere Gedenktafel mit Namen 
von Opfern wurde im Februar 
2019 auf dem Friedhof in Chem-
nitz eingeweiht, worüber in der 
Freiheitsglocke berichtet wurde. 

Ein hohes Haus und 
zu viele Abgeordnete
Der Deutsche Bundestag hat
immer mehr Abgeordnete
Mit Sorge und einem gewissen 
Unmut beobachten die Bürgerin-
nen und Bürger unseres Landes, 
wie sich der Deutsche Bundestag 
in den letzten Jahren personell 
immer mehr aufbläht. Von der 
vorgesehenen Mindestzahl von 
598 Abgeordneten hat sich das 
Parlament inzwischen weit ent-
fernt. Laut Statistik im Internet 
liegt die Zahl seit der Wahl im Jahr 
2017 bei mehr als 700. Lediglich 
im Jahr 2002 kam man mit 603 
Abgeordneten der Vorgabe realis-
tisch nahe. Die jetzige Abgeordne-
tenzahl führt nicht nur zu höheren 
Kosten, sie erschwert auch die 
Durchsetzung von Beschlüssen. 

Vorstöße zur Reduzierung der 
Abgeordnetenzahl wurden immer 
wieder blockiert, da sich die Frak-
tionen des Bundestags über den 
Umfang nicht einigen können. Bei 
den Wählerinnen und Wählern 
kommt der Zustand nicht unbe-
dingt gut an. Die stets beschwore-
ne Bürgernähe droht zunehmend in 
Gefahr zu geraten. H. Diederich

Eine gute Kanzlerin 
für Europa?
Soll Angela Merkel nicht doch 
wieder Kanzlerin werden?
Seit Angela Merkel ihren Verzicht 
auf eine weitere Kanzlerinnenkan-
didatur erklärt hat und sich die 
Krisen in der Welt als immer 
schwerer lösbar erweisen, stellt 
sich die Frage, ob sie nicht doch 
besser unsere Kanzlerin bleiben 
sollte. Ihre politische Erfahrung 
und die Akzeptanz bei anderen 
Regierenden zeigen, dass sie glo-
bal durchaus eine wichtige Rolle 
spielen kann. 

Aber was ist mit Deutschland? 
Nehmen wir sie wahr, wenn es ins 
Detail geht? Ist sie eine Landes-
mutter? Hat Deutschland ein Mer-
kel- Problem oder hat Frau Merkel 
ein Deutschland-Problem?

Der Absturz der CDU in der 
Wählergunst hat durchaus mit der 
Distanz und dem Schweigen, die 
manchmal schon an Desinteresse 
gleichen, zu tun, die sie vielen 
Vorgängen bei uns entgegenbringt. 
Leider ist im breiten Parteienspekt-
rum niemand erkennbar, der Mer-
kel äquivalent nachfolgen könnte. 
Und nun? B. Thonn
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Wir trauern um
Christel Schneising  Bezirksgruppe Königs-Wusterhausen 
 

Rudolf Schrader  Bezirksgruppe Bernburg 
 

Ruth Nevermann  Bezirksgruppe Hamburg 
 

Melanie Kollatzsch  Bezirksgruppe Magdeburg 
 

Eberhard Kramer  Bezirksgruppe Rhein-Ruhr 

Die VOS wird ihnen ein ehrendes 
Gedenken bewahren

Unrechtsstaat DDR – weiter Ver-
fälschungen und Leugnungen 
Tatenlos zusehen ist der falsche, Handeln ist 
dagegen der richtige Weg
Für viele Opfer der SED-Diktatur ist es unerträglich, 
wenn führende Politiker*’innen in Deutschland wei-
terhin abstreiten, dass die DDR ein Unrechtsstaat war. 
Dabei sind es nicht nur die Linken, die hier Lügen, 
Verfälschungen und Beschönigungen propagieren.
Immer wieder ist zu erleben, dass auch aus den Rei-
hen der SPD und B’90 / Grüne solche Ansagen zu 
vernehmen sind. Oft genug sind die Äußerungen 
durchsichtig und seicht, und man erkennt, es geht le-
diglich darum, Wählerstimmen zu sichern. 

Das darf nicht sein. Wer Aufarbeitung betreiben und 
wahres Geschichtswissen weitergeben will, der muss 
sich an die Fakten und die echten Argumente halten. 
Dies zu vermitteln ist auch eine Aufgabe der VOS. 
Wir als Verband können zwar einzeln und in Gruppen 
unsere Meinung kundtun, aber wir brauchen auch die 
Unterstützung der Politik. Deshalb ist eine von der 
nächsten Generalversammlung verabschiedete Erklä-
rung (siehe nebenstehender Text) an den deutschen 
Bundestag erforderlich, in der eine offizielle Verurtei-
lung der DDR als Unrechtsstaat erfolgt. Die Delegier-
ten der Bezirksgruppen sind daher aufgerufen, einen 
solchen Antrag zu unterstützen. Auch jedes einzelne 
Mitglied, das politische aktiv ist oder zu Politikern 
Kontakt unterhält, sollte vorab für eine derartige For-
derung eintreten. 

Wenn wir weiterhin nahezu taten- und kommentar-
los zusehen, wie die DDR öffentlich schöngeredet und 
die Verantwortlichen von ihren Verbrechen entlastet 
werden, werden wir selbst der Lächerlichkeit preisge-
geben und irgendwann unglaubwürdig dastehen. Wer 
an diesen Verfälschungen Interesse hat und davon 
profitiert, muss nicht näher erläutert werden. 

Man sollte sich freilich nicht der Illusion hingeben, 
dass die nebenstehende Forderung im Bundestag auf 
offene Ohren stoßen wird. Mag sein, wir können auf 
die Unionsparteien und die FDP als Unterstützer zäh-
len, so wird allein schon in den Reihen der SPD keine 
durchgehende Zustimmung vorzufinden sein. Von 
Linken und B’90 / Grüne gar nicht zu reden. Die Fra-
ge wäre also: Wie verhält sich die AfD? Nachdem sie
in der Abstimmung die Erhöhung unserer Opferrente 
nicht mitgetragen 
hat, hätte sie jetzt 
die Gelegenheit, 
sich konstruktiv 
und geschichts-
bewusst zu ver-
halten. Opposition 
mag bis zu einem 
gewissen Grad 
nützlich sein, aber 
sie darf sich in 
keiner Weise aus 
Eigensinn einer 
gerechten Ge-
schichtssicht in 
den Weg stellen. 

A. Richter

F O R D E R U N G
Der Verband VOS setzt sich dafür ein, dass der 

Deutsche Bundestag das Zwangsregime der 
einstigen DDR als Unrechtsstaat anerkennt

Die Vereinigung der Opfer des Stalinismus fordert die 
Abgeordneten des Deutschen Bundestags auf, das 
durch die ehemalige Regierungspartei SED verursach-
te Unrecht gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern
der DDR durch ein gemeinsames bzw. durch die 
Mehrheit der Abgeordneten-Stimmen legitimiertes
Votum als Unrechtsstaat zu definieren, damit eine so-
wohl politisch als auch geschichtlich klare Haltung 
zur zweiten deutschen Diktatur gegeben ist, an die 
sich auch die Medien zu halten haben und durch die 
die vielen Opfer dieser Staatsform moralisch rehabili-
tiert werden.

Begründung:
- In der DDR gab es bis zum Zusammenbruch des 

politischen SED-Regimes niemals freie Wahlen. 
Die breite Forderung danach wurde bereits wäh-
ren des Volksaufstandes im Juni 1953 ignoriert 
bzw. durch grobe militärische Gewalt erstickt. 
Etwa 90 Prozent der Bevölkerung waren nicht 
bereit, die Staatspartei SED zu wählen.

- Die regierende Staatspartei SED konnte sich nur 
durch die Einführung und Ausübung von umfas-
senden Gewaltmaßnahmen an der Macht halten. 
An der Staatsgrenze zur Bundesrepublik und zu 
Westberlin wurden mehr als eintausend Men-
schen getötet. Die Regierung der DDR entwi-
ckelte hierzu spezielle Tötungsstrategien. Wäh-
rend der gesamten Zeit ihres Bestehens wurden 
in der DDR Menschen verfolgt, inhaftiert und 
widerrechtlich verurteilt. Dies geschah, weil 
Menschen vom Recht der Rede- und Meinungs-
freiheit Gebrauch machten. Durch die Regie-
rung wurde zugelassen, dass Menschen in ihren 
Wohnungen abgehört wurden und das Organ 
MfS heimlich in die Wohnungen eindrang. 

Im Namen der SED-Opfer
Der (neue) Bundesvorstand der VOS

Nebenbei bemerkt: 
Windkraft sollte man jedenfalls nicht (nur)
dazu erzeugen, um seine Fahne als Politiker
in den Wind zu hängen. T. H. 



Eine gelungene Spendenaktion

VOS-Zeitzeugen-Projekt in NWR
erhält Rückenwind 
Spendenübergabe nach wirksamer Versteigerung in 
RTL-Unterhaltungsshow
Wie bereits in den vorigen Fg-Ausgaben angekündigt, hat 
sich der in Nordrhein-Westfalen beheimatete VOS- Sympa-
thisant Dietmar Graf für eine finanzielle Stärkung der Ver-
bandsarbeit der VOS in NRW starkgemacht. In einer gut 
frequentierten Show des Fernsehsenders RTL stellte er ein 
Liebhaberstück aus Privatbesitz zur Versteigerung und er-
zielte daraus den durchaus stattlichen Gewinn von 370 Euro.

Die Erlöse aus dieser Aktion, so wollen es die Initiatoren 
der Sendung, sollen ausschließlich für sinnvolle gemeinnüt-
zige Zwecke zur Verfügung gestellte werden. Herr Gräf 
(Foto rechts) hatte sich bereits im Voraus entschieden, den 
Gewinn aus der Versteigerung unserem Opferverband zu 
spenden. Er verbindet damit den Wunsch einer zweckge-
bundenen Verwendung, indem diese Mittel der Förderung 
des Zeitzeugen-Projekts zugutekommen. Für das Projekt 
stellt dieser finanzielle Schub eine willkommene Unterstüt-
zung dar, sind doch die Anfragen nach Zeitzeugen im vori-
gen Jahr erheblich gestiegen. Dies hat u. a. mit den halbjähr-
lichen Newslettern zu tun, jedoch auch mit den Jahrestagen 
des Mauerfalls und der Wiedervereinigung. Zugleich hat 
sich durch die Präsentation der Ausstellung „Die Mauer“ 
(20 Tafeln, herausgegeben von der Berliner Stiftung zur 
Aufarbeitung des SED-Unrechts) eine attraktive Möglich-
keit geboten, die „runden“ Jahrestage mit Zeitzeugen- Auf-
tritten zu verbinden. Angedacht ist nunmehr die NRW-Stadt 
Sundern, die an der Ausstellung Interesse haben könnte. 

Die VOS, insbesondere die Leitung des Zeitzeugen-
Projekts, dankt Herrn Graf für seine Großzügigkeit. An eine 
baldige Verwendung der Spendengelder im erwünschten 
Sinne wird nun gearbeitet.

Auf dem Foto ist zu sehen, dass VOS-Mitglied Jürgen 
Krahn Herrn Graf symbolisch durch die Übergabe eines 
Exemplars der Freiheitsglocke dankt. Tom Haltern 
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Manuskripte keine Gewähr. Jedes Mitglied der VOS wird
durch den Erhalt der „Freiheitsglocke“ vom Verbandsleben in-
formiert.
Jahresbeiträge: 

– einheitlich für alle Mitglieder 45,00 €
– Ehepartner (ohne Freiheitsglocke) 15,00 €
– Aufnahmegebühr Mitglieder 2,60 €
– Abonnement der Freiheitsglocke 24,00 €
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